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Nso 19 Des-Uns den I. osldbcs 1935 16.- JUUHLOUI

Polnischmkrainischer Ausgleichsversuch
Die polnischseRegierung hat während der letzten Monate

erhebliche Anstrengungen gemacht, um zu einem A u s g le ich
mit den llkrainern ihres Siaatsgebietes zu kommen.

Der sichtbare Ausdruck dieser Bemühungen istzunächstein-mal

die Tatsache, daß die Regierung den Ukriainern 19 Man-

date im Sejm zugesagt hat, die dann bei dier Wahl auch
besetzt werd-en konnten, und daß zu den vom Staatsprasi-
denten ernannten Sen ato ren auch 2 Ukrainer gehören«Nun

befinden sich unter den gewähltenukrainischenAbgeordneten
allerdings einige, deren ukrainische Nationalität-manmit Recht
anzweifeln kann, die viel-mehr jenen Typ verkvrpern, den die

politisch-e historische Publiziftik als »Heute Ruthean nutione
Polonus« bezeichnet. Andererseits befindet sich unter den ge-

wählten Sejmabgeordneten auch ein so zweifelsfrei national-
ukrainisch gesinnter Mann wie hauptmann L u c k i. Dieser
war im Jahre 1920 einer der Vertrauten des hetmans
Petljura, eben zu der Zeit, in der dieser sein Biindnis mit

Pilsudski gegen die Bolscheiviken abschlvß Seit einigen Jahren
ist er der führende Mann des ukrainischen Genossenschafts-
wesens, also desjenigen Faktors, der, nicht allein wirtschaftlich,
das wichtigste Rückgrat des nationalen Lebens der Ukrainer
in Ostgalizien bildet. Für den Ausgleich tritt auch Szczeptyeti
ein, der als Metropolit der griechisit)-uniierteii Kirch-e eine

Persönlichkeit ist, die in allen Lagern der galizischen Ukrai-
ner ein bis heute durrh nichts zu erschütterndes Ansehen ge-
nießt. Allerdings haben sich an den Ausgleichsbestrebnngen
mit der polnischen Regierung nicht alle ukrainischen
ruppen und Organisationen beteiligt. Positisv
haben sich zu diesen Bestrebungen die ukrainischen Genossen-
schaften und die kirchlich-en Kreise Galiziens eingestellt, sowie
auch die größte der ukrainischen Parteien, die ,,Undo«, die

etwa der Nationaldemokratie auf polnischer Seit-e entspricht.
Ablehner ver-halten sich gegenüber jeder Verständigung mit

Polen die links- und rechtsradita.len, zum Teil illegalen ukrai-

nischen Gruppen. Deren haltunsg ist fiir die polnische Seite
ein nicht zu unterschsätzenderUnsicherheitssaktor, da

sich ihre zahlenmäßigeStärke und ihre potentielle Stoßkrast
niemals mit Bestimmtheit einschätzenläßt.

Der polnischen Regierung war es bei »den Verhandlung-en,
die sie bereits seit Juni d. J. mit den Ukriainern pflegte, zu-
nächst einmal usm deren Beteiligung anden Wahlen
zu tun. Die Wahlbeteilignngszisfern (einschließlichder ungiil-
tigen Stimmen) haben in den Wojewodschatsen Sta n i s l a u

und L e m b e r g mit 42 bzw. 43 v. h. der Stimmbererhtigten
unter sdem Landesdurclkschnittgelegen. Jn der Wojewodschasft
Tarnopol hat die Beteiligung 59, in Wvlhynien 65

und in Polesien sogar 67 ah. betragen. Sie ist alsso in

den beiden letztgenannten Wojewsodschsasten,in denen das Pol-
nischsprachige Element nach der (polni·schgesärbten) Volks-

zählnng von 1931 nur 16,5 bzw. 14,5 v.h. der Bevölkerung
ausmacht, ganz erheblich höher gewesen als in allen anderen

Gebieten Polens taußer der Wojewodschaft Sch—lesien).Die

polnische Presse sprach mit Bezug auf dieses Wahlergebnis von

dem »polesischen Wunder«. Dieses ,,Wunder« zu er-

klären, sind vermutlich die zuständigenpolnsischenVerwaltungs-
organe dieses ukrainischen Gebiets inder Lage-Der polesischev

Wojewode hat schon bei den letztjährigen Gemeindewahlen
ein ähnlich-es ,,Wunder« voll-bracht.
; Die Verhandlungen zwischen der polnischen Regierung
und den Ukrainern haben sich nicht aus-schließlichaiusfdie Frage
der Wahlbieteiligunsgund die Zahl der den Ukrainern einzu-·
räumen-den Man-date erstreckt. Es scheint, daß den Ukrainern

bestimmte Zusagen .hinsichtlich der Rechts-
stellungihrerJugendorganisationenund-der
Betätigung ihrer in Ostgalizien hervorragend und

völlig aus eigener Kraft entwickelten G en o ss e nscha s t e n

gemacht worden sind. Wenn der Bestand und die Ent-

wickstsunigdieser beiden wichtig-en Elemente des national-ukrai-

nsischen Lebens dsurch die getroffenen Alunachungen fiir die
nächste Ziukunst tatsächlichgesichert sein sollten, so wäre das

siir die Ukrainer ein immerhin bemerkenswerter Erfolg, wie
es andererseits ein Ersvslg der politisch-en Regierung ist, daß
es ishr gelungen ist, wenigstens einen Teil der llkrainer zur

WahlELIeteiligungzu bewegen und ihnen damit bis zu eine-in

gewissen Grad-e ein-e positive Einstellung zum pol-
nischen Staat zu entlocken.

Der polnischen Regierung aiber kam es bei den Aus-gleichs-
bemiihungsen mit den llkrainern auf mehr an als auf einen

taktischen Erfolg bei den Wahlen. Die Bemijihungen stehen
ganz offensichtlich unter der Einwirkung außenpo-
litischer Momente. Die ukrainischsen Gebiete sind siir
die Festigkeit des politisch-en Staatsgesiiges ein wund-er Psunkzt
in dem Augenblick- in dem sich dsie Gegensätze an der Ost-
grenze verschärsen. Das aber ist heute der Fall. B on Mo s -

-kau her ist gegen die polnische Position im

Südosten des Staates ein doppelter Angriff
im G a n g e: Die Angrissfsbasis der Kioinintern ist nach dem

jahrelangen, barbarisschen Bernichtungsfeldzug gegen alle na-

tionalen Regungen in der Sowietukraine Polen gegen-Eber
freilich nicht günstig. Die machtpolsitsischeBasis der Satt-jet-
-nn-ion aber hat sich, seitdem Prag sein Bündnis
m it Mo sta u hat, Polen gegenüber ganz beträchtlichver-

stärkt. Jn War-schau hat man noch nicht vergessen, daß Prä-
sident Masaryk friiher einmal von Karpathenrußland als

von einem Land-e gesprochen hat, das die Tschechei niur vor-

übergehendverwalte, bis »der große russische Bruder« wieder

stark genug sei, um dieses Gebiet in seine Obhut zu nehmen,
Es liegt nahe, sich an dieses Wort zu erinnern in dem Ausgen-
blick, da »der große russischeBruder« dabei ist, sich in der

Slowaskei eine militärischeOperativnsbasis zu schaff-en,da der

Bestand des p-olnisch-rwmäni«schenBiindnisoertrages bedroht
ist und dadurch im Ssüdossteneine po.litis-ch-«mi«litärischeGrup-
pievung entsteht, die die ukrainischen Gebiete Polens vsvn drei
Seiten umfaßt.

Innerhalb der polnischen Regierung siusdder gegenwär-
tige Jnnenininister K o sc ia l k o w s k i und der Genekziinspek-
teur der Armee, Rydz-Smigly, diie energischsten Ber-

treter eines Ausgsleichs mit den Ukrainern. Der General, der

im Jahre 1920 den polnischen Viorniarsch gegen Kiew geleitet
hat, stammt eben-so wie der Minister aus der Utraine. Aber

nicht das allein veranlaßt sie, eine Politik vorsichtig dosierter
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sie sich nach der

·Zusg-estän«dnsissean »die«naskinalen For-derar-en der ,Ukrainer
«

.

fiik richtig zu halten,12,«E5;.jst«;knchstIda-ersteal, daß poxnische
Politiker eine-n solchenAussgsleichlcversuchen(«und,zwar,asu"seiner
Situation heraus, die durch den politischen Wortbruch gegen-
über den Ukrainsern in der ostgaliziischen Autonomiesrage ge-

kennzeichnet ist). Befürworterder Ausgleichspolitiik waren

der damalige Direktor der Qstabieilung im. Warschauer Aus-
wärtigen Amt, Tadeusz h o l o w ko und der damalige Innen-

minister Bronislaw P«ieracki.. Bei-de wurden von ukrai-

nischen Terroristen ermordet, der eine 1931, der andere 1933.

Es waren nicht nur diese Mord-e, die die damaligen Aus-

lgleichsversuche scheitern ließen. Der eigentlich-e Grund war

immer der, daß ich die polnische Staatsidee so, wie

iederwerssung der WestukrainkischenRepublik
durch die hallertruppen 1919 und nach dem Scheitern der

Pislsudskischen Pläne einer polnisch-ukrain-ischen Föderation
1920 her-ausgebildet hat, mit d er polnisch e n«S t a ats -

·.i"dee nicht vereinbaren läßt.
Die Ausgleichsbestrebungen beschränken sich aus die

drei SüdostwojewodschaftenPolens. Sie auch auf Wolhynien
und Polesien auszudehnen, lehnt die polnische Regierung
grundsätzlich ab· (Auch schon das nicht durchgeführte
Autonomiegesetz von-1922 sollte nur— für Ostgalizien gelten.).
Die Regierung macht sich dabei-die mancherlei Verschie-
denheiten, diezwischen den galizischen und
»den wolhyn-isch-polessischen Ukrainern be-.

--ftehen, zunutze. Indem-sie die- letzter-en von den Aus-

lseichsbestrebungen sausschließt,.mindert sie zugleich den

ert der Zusagen,- die- sie etwaden galizischen Ukrainern

zu machen sbereit ist, (Jn den drei ostgalizischen Most-wod-
schaften wurden bei der Volkszählung 1931 etwa 3,3 Mill.

und in den beiden anderen erwähnten Woiewodschaften
etwa 2,7 Mill. Ukrainer gezählt.) Die galizischen
Ukrainer sind der in der Entwicklung eines natio-
nalen Eigenlebens am weitesten fortgeschrittene

- T eil dieses 40-Millionen-Volkes ohne eigenen Staat. Die
Ukrainer in Wolhynien und Polesien sowie
im Ehelmer Gebiet aber sind in den Augen der Polen
nur -,,ethnographisches Rohmaterial«. Es gibt
gewisse stamniliche und soziale Unterschiede
zwischen ihnen und ihren Volksgenossenjenseits der früheren
österreichisch-rusfischenGrenze. « Das stärkste-Unterscheidungs-

.merkmal aber liegt-aufkonfessionellem Gebiet-
Galizien herrscht sun-ter»»»den·Ukrainern das, griechisch- s-

:-unierte Bekenntnis;- .- die Ukrainer des-ehemals russischen

--Klarheit.

Teilgebietes dagegen bekennen sich seit der gewalttätigen
Uniotenbekämpfung durch den Zarismus wieder zur
griechischen Orthodoxie, und ihre Geistlichkeit hält mit einer

Intelligenz den

fast atavistischenHarinäckigkeitan ihren» russischen Pei-
gungenj· fest. szVei den JUkrainern des ehemals russischen
Teilgesbietes . gibt Jes"»·.keine nennenswerte volksbewußte
Intelligenz, die

·

imstande wäre, den Polonifierungs-
bestrebungen einen ähnlich energischen und erfolgreichen
Widerstand entgegenzusetzen, wie es d i e b r e i te J n t e l l i-

genzschicht der galizischenUkrainer vermag-
Diese, die unmittelbar aus den niederen Schichten des

Volkes hervorge angen ist, hat zwischen- die Masse
des ukrainifchenVauerntums und die pol-
nischen Landesherren eine Jsolierschicht
gelegt, die diese fast noch nirgends zu durchbrechen ver-

mochten. Alle Versuche von polnischer Seite, unter Aus-

schaltung oder Umgehung dieser Jntelli enz an die ukrai-

nische Volksmasfe heranzukommen, mü sen versagen oder
können bestenfalls nur zu unzulänglichen und fragwürdigen
Teilergebnissen führen.

Wenn von polnischer Seite also ein Ausgleich mit den
Ukrainern versucht wird, dann ist er in Galizien nur denk-,

bar, wenn er ausukrainischer Seite gewollt und getragen wir-d
von dieser führenden Schicht, die es sich leisten kann, ihre
völkische Eigenart nicht antasten zu lassen. Und weiter:
wenn von einem Ausgleich die Rede ist, dann dreht es sich
nicht etwa bloß darum, ob die beiden Teile in dieser oder

jener Frage zu einer Abschleisung der bestehenden Gegen-
sätze zu gelangen vermögen. Sondern im Grunde handelt

«

es sich hier stets um die Frage, ob die Ukrainer
bzw.- die Angehörigen der ukrainischen

politischen Staat als

solchen anerkennen oder verneinen. Ausf der
einen Seite wird es niemals eine polnische Regierung
geben, die sich freiwillig aus den ukrainischen Gebieten

zurückzieht.Aus der anderen Seite aber führen die Ukrainer

denselben Kampf gegen die Polen, den diese in der Zeit
ihrer Staatenlosigkeit gegen die fremden Machthaber ihres
Wohngebietes führten. Eine Jdee lebt von den Opfern, die

für sie gebracht worden sind. Auch für die ukrainische
Staatsidee wurde mit Waffen gekämpft, und sie erhielt in

Schetvtfchenko ihren begnadeten Sänger. Es läßt sich freilich
nicht leugnen, daß die Staatsidee der Polen eine stärkere
Lebenskraft besitzt als die der Ukrainer. Doch ist es sicherlich
ein gefährlicher Irrtum, wenn die Polen in der ukrainischen
nichts anderes als eine destruktive Verneinung ihrer eigenen
Staatsidee sehen.—Marschall Pilsudski hat 1920.v·ersucht,.die
Unoereisnbarkeit der polnischen und der ukrainischen Staats-
idee- durch den Gedanken der Föderation im Angriff gegen
Moskau zu überwinden. heute aber ist Moskau der.

angreifende Teil.
·

Dr. like-seh

Politische Wandlungen in Polen
» Daß nach den Wahlen in Polen gewissepolitische-

TAenderungeneintreten würden, die sich nicht lediglich auif
die personelle Zusammensetzung sder Regierung beschränken-
wurde . allgemein schon. seit. langem. erwartet. Ueber -.Aus-
maß und Richtung der Veränderungen-aber bestand keine

Auch jetzt ist das Dunkel noch nicht gelichtet.
Vias die Regierungsumbildung anlangt, so ist mit-Be-

stimmtheit mit dem Rücktritt des Ministerpräsidenten
Slawek zu rechnen. Nicht etwa, weil Slawek in seinem
.Amte, das er ja nicht zum ersten Mal bekleidet, irgendwie
iversagt hatte iMinister des Pilsudskiregimes versagen nie),
-sondern deshalb, weil die Aufgabe, zu deren Durchführung
ser noch vom Marschall (formell vom Staatspräsidenten)
eingesetztwurde, erfüllt ist: Die Verfassung ist in Kraft, und

die ·Wahl ist beendet. Für diese Dinge ist Slawek »Spe-
zialist«. Jahrelang hat er zusammen mit Ear und Makowski
an den Verfassungsthesengesellt; 1928 und 1930 hat er die

Wahlen fur den Regierungsblock organisiert. Die vor-

jdringlichstenAufgaben, die der Ehef der polnischen Re-
gierung in der nächsten Zukunft zu erledigen haben wird,
liegen auf anderem, auf wirtschaftlichem, vielleicht auch auf
.·außenpolitischemGebiet. jhiers bedarf es eines anderen
Spezialisten .

Ueber die Neubesetzung des Ministerpräfidentenposten
gingen in der polnischen Presse die verschiedensten Gerüchte
"-·,,..-—«U.M.sEMMFFIJOHN-Professor-B a r t el) genannt«der diesen
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den einslußreichsten Männern des heutigen Polens.

Posten schon mehrere Male innehatte, sich vor einigen Jahren
aber auf seine. wissenschaftliche Arbeit an der Universität
Lemberg zurückzo . Genannt wurden ferner Oberst Beck-
Generalss.So-snkow.,ki, General-Rydz-Smigly und· der bis-

herige Jnnenminister Koscialkowski. Von diesen
scheint »der letztere, derzaus den- ukrainischen Gebieten
stasmmt und als früherer Mann der »Wyzwolenie«geeignet
ist, die wünschenswerte Brücke von der Regierung zu den
kleinbäuerlichen Kreisen zu- schlagen, zur Zeit die meiste
Aussicht zu haben-; Oberst V e ck wurde schon bei der letzten
Regierungsumbildung einmal als Kandidat für das Amt
des Ministerpräsidentengenannt. Er gehört zweifellos zu

Mit

seiner Ministerpräsidentschaft ist aber erst wohl dann zu
rechnen, wenn einmal die außenpolitischen Probleme fo
beherrschend in den Vordergrund treten sollten, daß sie die

Sunbedingte Unterordnung aller innerpolitischen Fragen not-

wendig machen. Von General Sosnkowski, einem der

ältesten nnd erprobtesten Freunde und Mitarbeiter des

Marfchalls, hieß es schon nach dessen Tode, daß er in

Zukunft in Polen eine der hervorragendsten Stellen ein-

snehmen werde. Er kann vielleicht weniger durch das, was

er fa g t, als durch das, was er ist, als der weltanschau-
liche Repräsentant des Regierungsblocks gelten. Das ließe
ihn an sich für die Aufgaben, die jetzt, nachdem mit der

Beendigung·»,derspWahlenein neuer Abschnitt der inner-



polnischenEntwicklung beginnen soll, für dies-en Posten ge--
eignet erscheinen. Er gehört jedoch zu den Männern, die das

heraustreten in das grelle Licht des politischen Geschehens
nicht lieben. Miteinek Ministekpräsidentichaitdes Generals

Rydö-Smigly ist nicht zu rechnen. Dessen unmittel-
bares Eingreifen in die Politik würde mit den Wünschen
des Marsch-alls in Widerspruch stehen. Jn früheren Jahren
hat es Pilfudsski wohl geliebt, Offiziere aus der Armee in

die Politik abzukommandieren und sie nach Erledigung der
ihnen zugewiesenen Ausgabe wieder in die Armee zurück-
treten zu lassen. Schon in den letzten Jahren seines Lebens

aber kam er von dieser engen personellen Verbindung
wischen heer und Politik mehr und mehr ab. Die letzte
nordnung, die er vor seinem Tode traf, war die Trennung

der in seiner Person vereinigten Aemter des Kriegsministers
nnd des Genera-linspekteurs der Armee. Zu seinen Nach-
folgern ernannte er in dem einen Amt den General

Kasprzycki, in dem anderen den General Rydz-Smigly· Er
trennte damit Wehrmacht uiid Politik eindeutig von

einander.

Mit Slawek werden voraussichtlich auch noch einige
andere Minister aus der Regierung ausscheiden.·DieNamen

der ziiriicktretenden und der kommenden Minister stehen
zwar noch nicht fest. Doch sind die mit mehr oder weniger

Bestimmtheit seit einiger Zeit in der polnischenPresse auf-
tauchenden Vermutungen immerhin fur die in den ver-

schiedenen Lagern herrschenden Stim-mungen, hoffnungen
und Befürchtungen bezeichnend. So heißt es, daß der

jüdische handelsminister F l o y a r - a j ch m a n abtreten

wird. Als sein Nachfolger wird K w i a t k o w s ki genannt,
der bereits einmal Jahre hindurch auf diesem Posten stand;
Kwiatkowski ist der eigentliche Schöpfer des polnischeii
Nationalhafens in Gdingen. Auch im Kultusministerium
und im Jnnenministerium wird ein Wechfel erwartet.

Einige oppositionelle Zeitungen wollten wissen, daß der

Kattoswitzer Wojewode Grazynski die Leitung eines

dieser Ministerien übernehmen wird. Davon, daß Gra-

zynski die Wojewodschaft Schlesien verlassen soll, war schon
öfters die Rede. Derartige Gerüchte hatten sich bisher jedoch
immer als unbegründet erwiesen. Wenn Grazyriski jetzt
wirklich von seinem Kattowitzer Posten abberufen werde-n

sollte, dann geschähe das zweifellos nicht, um ihn in die

Wüste zu schicken. Für einen um die Entdeutschung Ost-
oberschlesiens so sehr verdienten Mann wie Grazynski wir-d

Polen sicherlich eine bessere Verwendung haben, Falls
Grazynski Kattowitz verläßt, kommt als sein Nachfolger ver-

mutlich der jetzige 2. Vizewojewode Leon Malhomme
in Frage, der mehrere Jahre lang Generalkonsul in

Beuthen-Oppeln und später in Mährisch-Ostrau war, von
wo er vor etwa einem halben Jahr in die Kattoswitzer
Wojewodschaft berufen wurde, wohl von vornherein in der
Absicht, ihn zu gegebener Zeit zum Nachfolger Grazynskis
zu machen.

Welche Veränderungen in der Besetzung der Minister-
posten auch eintreten mögen, — es bleibt seit 1926 in der

hauptsache doch immer derselbe enge Kreis von Männern,
der in Polen regiert. Wichtiger als die Pläne einer Re-

gierungsumbildung sind die Pläne, die hinsichtlich der

Zukunft der Organisation des Regierungslagers bestehen-
Es wird in ziemlich bestimmter Form davon gesprochen, daß
die parteimäßige Organisation, auf die sich das Pilsudski-
regime bisher gestützthat, aufgelöst werden soll. Der »Partei-
lose Block für die Zusammenarbeit mit der Regierung«
(abgekürzt: BB) wurde im Jahr-e 1927 geschaffen; sein
maßgebender Leiter war von Anfang an Oberst Slawek.
Da die Gründung des Blockes unter der Parole des Mai-

piitsches von 1926: ,,Sanierung des öffentlichen Lebens-«
erfolgte, wurde er von seinen Anhängern im Ernst, von

seinen Gegnern aber ironisch «Sanacja« genannt. Der Block

ist keine Partei im üblichen-Sinne; er sollte immer nur das
Sammelbecken aller derjenigen fein, die von der parlamen-
tarischenParteienwirtschaft nichts mehr wissen wollten;-in
ihm fanden sich sowohl rechts- wie linksgerichtete Kreise
zusammen. Sein einender Faktor war zunächst nichts
anderes als die Person des Marschalls Pilsudski, die die

Gewahr»für Ordnung und Sauberkeit im Staat und vor

allem fur eine weitblickende Stetigkeit in Regierung, Ver-
waltung und heer zu geben versprach. Wenn dser Block in
seinem Auftreten nach außen und in seiner inneren Struktur
im Laufe der Zeit sich in oft recht bedenklichem Maße dein
von ihm bekämpften Vorbild der Parteien angepaßt hat, so
hat das einmal an der verfassungsmäßig bedingten parla-
mentarischen Ka·mpfesweise, vor allem aber an der oft
peinlichen Unzulänglichkeit des menschlichen Materials ge-
legen, mit dem er wohl oder übel arbeiten miußte. Jn der

Absicht sein-er Gründer und Führer ist diese Entartung
jedoch nicht begründet gewesen. Jm Block herrscht das

Führerprinzip. Er hat auf die Regierungsführung niemals

wirklichen Einfluß gewonnen; ein Programm mit welt-

anschaul-icher, sozialer oder sonstiger Tendenz, wie es die

Oppositionsparteien vorweisen können, hat er niemals ge-«
habt, sondern er hat imsmer nur die Aufgabe gehabt, das

Regime, das seit 1926 in Polen besteht, durch die jeweils
gebotenen Mittel des politischen Kampfes zu unterstützen,
das Regime populär zu machen. Daß der Block, wie die

letzten Wahlen bewiesen haben, diese Aufgabe snur in recht
unvollkommenem Maße gelöst hat, liegt wohl in der haupt-
sache daran, daß er nicht aus einer der tragenden Schichten
des Volkes heraus entwickelt, sondern von oben nach unten

aufgebaut worden ist. Er hat dazu ausgereicht, die

Parteien aus dem Sejm zu entfernen, aber er ist nicht
imstande gewesen, die Briicke zum Volke zu schlagen. Er hat
die 20-Millionen-Masse der Bauern ebensowenig für das

Regime gewonnen, wie er es fertiggebracht hat, in ein
Vertrauensverhältnis zur politisch aktiven Jugend zu
kommen.

Die Voraussetzung, unter der der Block seinerzeit ge-
schaffen wurde, besteht heute nicht mehr: Eine Opposition
ist in den Parlamenten nicht mehr-vorhanden. Der Block
könnte also, da erszur Durchführung anderer Aufgaben
wenig zu taugen scheint, wieder von der politischen Bühne
verschwinden. Wenn er aufgelöst wird, erheben sich zwei
weitere Fragen: Was geschieht dann mit den anderen Par-
teien? Und welchen anderen organisatorischen Rückhalt
wird sichdie Regierung dann schaffen? Was die a n d e r e n

polnischen Parteien anlangt, so scheinensie sich
dar-auf gefaßt zu machen, daß sie gleichfalls ausgelost werden.
Das Betätigungsfeld, auf dem sie gedeihen, das Parlament,
ist ihnen verschlossen. Mit den Organisationen der

fremden Volksgruppen, die der Form oder dein

Namen nach Parteien sind, wird die polnische Regierung
in einem solchen Falle wohl anders als mit den polnischen
Oppositionsparteien, denen es auf die Macht im Staate
und nicht lediglich asuf die Pflege völkischer Eigenart an-

kommt, umgehen müssen. Schwieriger als das Parteien-
problem ist die andere Frage zu beantworten, was an
die Stelle des Blockes, wenn er aufgelöst
wird, treten soll. Auf eine organisatorische Ver-

ankerung, die über den Rahmen von Heer und Verwaltung
hinausgeht, kann die Regierung auch in Zukunft nicht»ver-
zirhten, wenn sie die Verbindung mit den Massennicht vollig
veriieken will. uebek den Weg, der hier eingeschlagen
werden soll, laufen bisher noch die widersprechendsten
Gerüchte um. Es ist anzunehmen, daß die Abgeo rd-

iieten des Sejms und die Senatoren, die heute
ja bis auf geringe Ausnahmen alle dem»Regierungsblock
angehören, in irgendeiner Form den Kristallisationspunkt
einer neuen Regierungsorgsanisation abgeben werden. —I.
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Die Wahlen im Memelland
Auf die Frage des Berliner ,,Angriff«-Vertreters,

warum für die Wahl zum Memelländischen Landtag ein so
beispiellos umständliches Wahlsystem eingeführt worden

sei, gab der litauifche Gouverneur des Memelgebietes,
Kurkauskas, zur Antwort: »Wir wollten eben alles

vermeiden, was nach einem Plebiszit, nach
einer Abstimmung für Deutschland aus-

sehen könnte-« Um das zu erreichen, wurden die

Memelländer am 29. September unter Bedingungen zur

Wahlurne geschickt, wie sie noch niemals ein zivilisierter
Staat feinen Bürgern zu bieten gewagt hat. Keine der

Signatarmächte dachte daran, sich ernsthaft um die

Freiheit der Wahl und die Ordnungsmäßigkeit des Wahl-
gesetzes kümmern. Seit sechseinhalsb Jahren herrscht der

Krie gszustand im Memelgebietz seit über anderthalb
Jahren steht das Land unter dem unerträglichen Zwang des

Z u ch t h a u s g e f e tz e s , das nicht die geringste Betäti-

gungsfreiheit für volksdeutsche Belange zuläßt, und seit über
einemJahre gibt es dort keinlegalesDirektorium
mehr. Die litauische Fremdherrschaft hatte also völlig freie
hand, die Wahl so vorzubereiten, wie es ihr zur Erreichung
des vorgesteckten Zieles am zweckmäßigsten schien. Der

Zweck aber war, die deutsche Mehrheit des Landtags zu
brechen oder doch zum mindesten so viele litauische Ab-

geordnete in den Landtag zu schieben, wie notwendig find,
um die ordnungsmäßige Tätigkeit dieser Körperschaft durch
Obstruktion zu verhindern. Der Memelländischen Einheits-
liste wurde keine einzige Wahlverfammlung erlaubt. Wenn
das ,,Memeler Dampfboot«, die einzige noch nicht verbotene

deutsche Zeitung des Memelgebietes, wenigstens in den

letzten drei bis vier Tagen vor der Wahl eine vorsichtige
Propaganda für die Einheitsliste zu entfalten vermochte, so
war das keineswegs dem Entgegenkommen der litauischen
Behörden, sondern deren Angst vor der ausländischen
Kontrolle zu danken.

Die Litauer hatten anscheinend erwartet, daß die

deutschen Memelländer, durch die monate- und jahrelangen
Schikanen zermürbt, in Massen der Wahl fernbleibsen
würden. Sie sahen sich in dieser Erwartung bitter ent-

täuscht.Die Wahlbeteiligung istnochzukeiner
memelländischen Landtagswahl so rege
gewesen wie diesmal. Noch niemals waren die

Memelländer, die zur Wahlurne gingen, von einer solch
zähen Verbissenheit und einer solch ruhigen Entschlossenheit
beseelt, wie bei dieser Wahl, die nach der Absicht ihrer
litauischen Veranstalter die Krönung einer ebenso aus-

dauernden wie rücksichtslosenLitauisierungspolitik darstellen
sollte. Die Wahlbeteiligung betrug 92 bis
93 v. h. Mit einer bewundernswerten Disziplin traten die
Memelländer den fortgesetzten Schikanen und Provoka-
tionen, denen sie auch noch während der Wahl selber aus-

gesetzt waren, entgegen, Wie von deutscher Seite von vorn-

herein festgestellt worden war, reichte die ursprünglich fest-
gesetzte 12stündige Wahlzeit nicht im entferntesten aus, um

alle Wahlberechtigten zur Wahlurne gelangen zu lassen.
Viele Tausende mußten am 29. September, nachdem sie
stundenlang Schlange gestanden hatten, unverrichteter
Ding-e umkehren. Es ist nur der Kontrolle der«mehr als
60 ausländischen Presseberichterstatter u danken, daß sich
die litauischen Behörden dazu entschlossen,den Wahlgang
am nächstenTage fortzusetzen. Jn manchen Stimmbezirken
reichte dann auch dieser zweite Tsag noch nicht aus, um alle

Memelländer ihr Wahlrecht ausüben zu lassen. Das

litauvischeWahlsystem erlitt ein volles Fiasko. Von den

auslandischen Pressevertretern wurde festgestellt, daß der

Durchschnittswählermindestens zehn bis fünfzehn Minuten

brauchte, um aus· dem mit 187 Stimmzetteln versehenen
Block die Zettel der 29 ihm zusagenden Kandidaten aus-

zuwahlen. Fast in jedem Wahllokal kam es vor, daß in den

Wahlblocks,die den Wählern überreicht wurden, die Zettel
einiger deutscher Kandidaten fehlten, so daß ein Teil der
Stimmen nicht abgegeben werden konnte. Sehr häufig
kam es vor, daß die Umschläge mit den ausgewählten
29 Zetteln von den litauischen Wahlvorsitzenden so »ge-
fchickt«in die".Urne geworfen wurden, daß die Zettel heraus-

---»—««sp.D.».« ,

· »s-.
- ten-« ««««-

fielen, wodurch sie ihre Gültigkeit verloren. Mehrfach
wurden litasuische Wähler mit hilfe der Polizei bevorzugt
abgefertigt, so daß sie es nicht nötig hatten, wie die deutschen
Wähler stundenlang vor den Wahllokalen auf Einlaß zu
warten. häufig wurden die Angehörigen körperlichbehin-
derter deutscher Wähler daran gehindert, ihren Schutz-
befohlenen beim Wahlgeschäft zu helfen. Fast überall war

die Einrichtung der Wahllokale so mangelhaft, daß das

Wsahlgseheimnis unmöglich gewahrt bleiben konnte, und
überall trieben sich in den Lokalen litauischie Wahlhelfer
herum, die besonders gern und mit Erlaubnis der litauifchen
Wahlvorsteher solchen deutschen Wählern ,,behilflich«waren,
denen das umständliche Wahlverfahren Schwierigkeiten
machte. Deutsche heiser dagegen wurden nirgends geduldet.

Nichts konnte die Memelländer davon abhalten, zur
Wahlurne zu gehen. Und doch wußten sie, als sie das taten,
noch nicht, ob es überhaupt Zweck hat, zu wählen. Sie

wußten nicht,ob das Ergebnis der Wahlvon
denLitauernnichtdochnochgefälschtwerden
w ü rd e. Zwar war nach häufigem Drängen der Memel-

ländischen Einheitsliste noch kurz vor der Wahl auch ein

deutscher Vertrauensmann in die fünfköpfigie Kreiswahl-
kommission berufen worden. Dieser aber war so kurz vor

Wahlbeginn und gegenüber den vier litauischen Kom-

missionsmitgliedern nicht mehr imstande, all die zahlreichen
Mißbräuche abzustellen, die sich inzwischen im Wahlgeschäft
eingestellt hatten. Dafür, daß die Auszählun der
Stimmen durch die Wahlkreiskommi sion
auch ordnungsgemäß erfolgte, bestand unter diesen Um-

ständen keine Gewähr. Eine wirklich ausreichende Kontrolle

vondeutscher Seite hatten die Litauer zu verhindern ge-
wußt. Schon die zahlreichen Mißbräuche und Rechtswidrig-
keiten, die sich am ersten Wahltag ereignet hatten, hatten
den Wortführer des Memelgebietes bei den Signatar-
staaten, Schulrat Mey er, veranlaßt, sich mit einer Be-

sch w e rd e an die Genfer Abordnungen dieser Staaten zu
wenden und sie auf die erwiesene Unmöglichkeit einer ord-

nungsmäßigen Durchführung des umständlichen Wahl-
gesetzes, auf die Fälschung der Stimmzettelblocks, die syste-
matische Verletzung des Wahlgeheimnisses usw. aufmerksam
zu machen. Rechnet man zu diesen Mißbräuchen noch
hinzu, daß die Litauer zweifelsvhne die mangelnde Kontrolle
der Stimmenauszählung dazu benutzt haben, das Wahl-
ergebnis nach ihren Bedürfnissen zu frisieren, so wird man

den neuen Landtag schwerlich als den wirklichen Ausdruck
des memelländifchen Volkswillens ansprechen können.

Es ist unverständlich, wie sich die Signatarmächte unter

solchen Verhältnissen dazu entschließen konnten, den Ver-

sicherungen des als unzuverläsfig bekannten litauischen
Außenministers Glauben zu schenken. Die (inoffizielle) An-

wesenheit einiger Mitglieder der Kauener Vertretungen
der Signatarmächte im Memelgebiet reichte wahrhaftig
nicht aus, um einen geordneten Gang der Wahl sicher-
zustsellen. Bestenfalls konnte auf diese Weise mehr zufällig
dieser oder jener einzelne Mißbrauch, nicht aber das ganze
System der Fälschungen verhindert werden. Auch die An-

wesenheit der ausländischen Journalisten konnte die Litauer
nur von Fall zu Fall, nicht aber grundsatzlich dazu ver-

anlassen, von ihren von langer hand vorbereiteten Fäl-
schungen Abstand zu nehmen. -

Das Deutsche Reich hat Litauen ge·warnt. Der Führer
und vier Reichs-minist·er haben im Namen der ganzen
Nation den verantwortlichen Leuten in Kauen zu verstehen
gegeben, daß sie sich und ihren Staat den größten Un-

annehmlichkeiten aussetzen werden, wenn sie noch weiter

Gewalt vor Recht gehen lassen. Es gibt keine normalen-
eschweige denn sreundschaftlichen Beziehungen zwischen
eutschland und Litauen, solangKauen sich weigert, die

beschworenen und garantierten erträge zu« achten. Die

Signatarmächte mögen sich weiterhin durch die Lugen des

litauischen Außenministers über den Ernst der Lage hinweg-
täuschen lassen, sie mögen durch andere Ereignisse von der Er-

füllung ihrer Pflicht gegenüber dem Deutschtumdes Memel-

gebietes abgelenkt werden, — daran, daß die litauische Memels

politik einmal ihr Fiasko erleben wird, kann das nichts ändern-



Polnisch-russifcher Zufammenstoß in Genf
Vor einem Jahr zog der Sowjetjude L i t w i n o w in den

Völkekblmd SM- Polen half damals mit, ihm die Wege zu
ebnen. Vielleicht hat man in Polen, wie asuch in einigen
anderen Ländern, damals wirklich geglaubt, daß sich die Ziele
und Methode-n der sowjetjüdischenPolitik in dieser neuen Um-

gebung mit der Zeit ein wenig abschleifen unsd denen der

europäischregierten Staaten anpassen würden. Inzwischen
aber hat man hinreichend Gelegenheit zu der Feststellung
gehabt, daß Litwinow in seiner Mitgliedschaft im

Völkerbundsrat nur eine selten günstige Ge-

legenheit sieht, die bolschewistische Politik auf
möglichst harmlose Art unter die Leute zu
b r i n g e n. Jn Deutschland ist man sich darüber niemals im

Zweifel gewesen« hier war man von vornherein darau.s«g-e-
faßt, daß der Vertreter Moskaus seine neue Genfer Position,
wo immer sich eine Gelegenheit bieten sollte, dazu ausnutzen
werde, um Stimmung gegen Deutschland und d i e Staaten zu

machen, die ihm bei der Verwirklichung feiner antideutschen
Pläne besonders hinderlich sind. Hierzu gehort Polen. Am

14. September unternahm Litioinow in der Sitzung des

Völkerbundsrates einen offenen V o r st o ß g e g e n d e n

deutsch-polnischenPakt. ·

»Man weiß«, so erklärte er u. a» »von einer anderen

politischen Auffassung, die den Gedankender kollektiven
Sicherheit bekämpft und zweilseitige Pakte befur-
wartet, und zwar nicht einmal zwischenallen, sondern nur

zwischen d e n Staaten, die willkürlich zu diesem Zwecke aus-
gewählt werden Diese Auffassung kann mit

friedlichen Absichten nichts gemein haben.
Nicht jeder Nichtangriffspakt wird

izumZweckder Festisgung
des allgemeinen Friedens abgeschlosenWahrend die Nicht-
angriffspakte der Sowjetunion msit ihren Nachbarn ein-e be-

sondere Bestimmung über die A u ß e r k r a f t se tz -u n g d e s

Paktes im Falle eines Angriffs eines Part-
ners gegen einen dritten Staat enthalten, weiß
Sowjetrußland von anderen Nichtangrsiffspakten, die keine

solche Bestimmung aufweisen. Das bedeutet, daß ein Staat, der

durch einen solchen Nicht-angrifsspakt seinen Rücken und seine
Flanken gedeckt hat, eine Erleichterung erhält, uiin
ungestraft dritte Staaten einzugreifen »Die
Befürworter solcher Pakte treten auch für die Lo«kalisie-
r u n g- d e g K r i e g e s ein. Wer aber Lokalisieriung des
Krieges sagt, meint Freiheit zum Krieg und dessen Legali-
sierung. Ein zweiseitiger Nichtangrifsspakt kann auf diese
Weise ein Mittel zur Sicherung des Angriffs werden. Man

hat somit zwei scharf umrissene politische Auffassungen:Auf der

einen Seite Sicherung der friedliebenden Nationen, auf der
anderen Sicherung des Angriffs. Die letztereAuffassungwird
glücklicherweisenur von sehr wenigen Landern geteilt. Sie

brandmarkt diese vor der ganzen Welt als

wahrscheinliche Störer des Friedenst
Der Genfer Exponent des bolschewistischenRegimes hat

mit diesen Worten gegen Deutschland und Polen den Vor-

wurf des beabsichtigten Friedensbruches
erheben. Er hat den zwischen diesen bei-den Staaten bestehen-
den Gewaltverzichtspakt vom 26. Januar 1934 als Vorberei-
tung eines Angriffs aus die sriedliebenden Staaten bezeichnet
Für Deutschland, das dem Völker-bundenicht angehort, be-

stand keine Beranlassung, zu dieser Angelegenheit Stellung zu

nehmen. Polen aber setzte sich gegen diesen Versuch, die be-

gitimiert

währten Grundsätze feiner Außenpolitik zu diffamsieren und
den latenten Gegensatz zwischen Warschau und Moskau vor

das Genfer Forum zu zerren, in einideutiger Weise zur Wehr.
Oberst Beck gab Litwinow am 16. September
dieentspreschendeAntwort:

·

»Die von dem soivjetrussischenDelegierten gehaltene Rede
zwingt mich, auf dieser Tribiine folgendes zu erklären: Jn
einigen Sätzen seiner Rede, die in ihren Anspielungen sehr
deutlich war, hat herr Litivinow geglaubt, mit o f f e n k-u n -

diger Voreinsgenoinmenheit und in völlig
w i l l k ü r l i ch e r Weise gewisse diplomatische Akte, die mein
Land abgeschlossen hat, beurteilen zu können. Gegen ein

solches Vorgehen möchte ich hier in allerForm
Einspruch erheben. Es ist klar, daß für meine Re-

gierung derartige Auffassungen über die
polnische Politik vollkommen gleichgültig
sind. »Ich bin jedoch als Vertreter eines Gründermitglsieides
des Bölkerbundes davon überzeugt, daß ein derartiges un-

gewöhnliches Vorgehen innerhalb dieser Versammlung einer

loyalen Zusammenarbeit, die die Voraussetzung unserer ge-
meinsamen Arbeit ist, nur fchaden kann.«

Deutscherfeits kann man die von Oberst Beck getroffene
Feststellung, daß der Vertreterdes Moskauer Ne-

gimes zur Abgabe von Werturteilen über die

Politik eines zivilisierten Staates nicht le-

ist, nur unterschreiben. Der Sowjetjude
Litwinow war auf eine so deutliche Abfuhr von pol-
nifcher Seite offenbar nicht gefaßt. Jn einer Erklärung, die
er kurz darauf oibgab, suchte er den schlechten Eindruck feiner
Rede zii verwischen: Er habe Polen ja gar nicht erwähnt,
sondern lediglich von zwei verschiedenen Pa-kt«systemenge-
sprochen; die Aufrechterhaltung der Freundschaft mit Polen
werde wie bisher so auch in Zukunft eines der hauptziele
der sowjetruissifchenAußenpvlsitikfein. Die po l n i sch e De -

legiation brachte die Wert-schätzung,die sie ihrem Mos-
kauer Völkerbundssfreundeentgegsenbringt, dadurch zum Aus-
druck, daß sie den Sitzungssaal verließ, als Litwi-
now mit seiner Erklärung begann.

Der zwischen Warschau und Mosikau bestehen-de Gegen-
satz ist auf der Völkerbundstagung noch auf andere Weise in

Erscheinung getreten. Bei der fälligen Neiiwahl der

halbständigen Mitglieder des Völkerbunds-

rates haben sich sowjetrussische Quertreibes
r e ie n ge ge n Po l en, das seine Wiederwahl in den Nat

verlangte, bemerkbar gemacht. Von Litw i n o w sind B e -

nesch und Titulescu vorgeschicktworden, usm unter den

Vertretern der kleineren, vor allein der lateinamerikcinischen
Staaten, gegen eine Wiederwsahl Polens Stimmung zu machen.
Trotz dieser Bemühungen hat Polen die für seine Wahl not-

wendige Zwei-drittelmehrheit um über zehn Stimmen über-

schritten. Für Polen sind 45 von 52 gültigen
Stimmen abgegeben worden. Das sind einige
Stimmen mehr, als Polen im vergangenen Jahre erhielt.
Die politische Oppositionspresse findet es allerdings wenig
ehrenvoll für Polen, »daßes nicht einstimmig wiedergewählt
worden ist, sondern nur ebensoviel Stimmen auf sich vereinen

konnte wie Mexiko, nnd fünssStimmen wenig-er ais das

im Dienste der Sowjet«iin-ionstehende Rumänien, das an

Stelle der Tschecheimit 50 Stimmen einen halb-ständigenRats-

sitz erhielt.

,,Reorganifation« ift Umgebung der Gesetze
Der Gesamtverband Deutscher Angestell-

te n g e w e r k s ch a f t e n hatte bereits vor längerer Zeit den

Warschauer Negierungsftellen eine aussührliche D e n k -

schrift über die schwere Notlage der deutschen
Angestellten der vstvberschlesischen Indu-

.st r i e überreicht. Ueber die in dieser Denkschriftvor-gebrachten
Beschwerden fanden am 20. September Verhandlungen
zwischen den deutschen Gewerkschaftsführern einerseits und

- dem Generalarbeitsinspektor K l o t t - Warschau, dem Demo-

btlmachungskommissarM a s i e - Kattowitz und anderen Be-

hördenvertreter andererseits statt. Seit dem Jahre 1930
dauern die M as se n e n t l a s s u n g en deutscher Angestellter
bis in die jüngste Zeit hinein in unverminderter Stärke an.

Welche Ausmaße diese von dem Regime Grazynski nicht ver-

hinderte, sondern vielfach sgesörderteAktion gegen die deutsche
Angestelltenschaft angenommen hat, läßt sich aus einigen
Zahlen entnehmen, »die sich«an die Zeit nach dem Jn-
—krafttreten des deutsch--polnischen Puktes be-

ziehen. Zugegeben, daß dieser Pakt die Lage der beiderseitigen
Volksgruppennicht ausdrücklichberührt.Aber man war doch
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zu der Erwartung berechtigt, daß sich ldie Tatsache »deraußen-
poilitischen Entspsannung allmählich auch auf die Lage der

Deutsch-en in Polen beriiihigend und mildernd aiuswirksen wer-de-
Aus der Behandlung der deutsch-en Angestellten der ostoiber-
sich-lesiscl;senIndustrie läßt sich ein solcher Einfluß jedenfalls
nicht entnehmen

Zum 31. Dezember 1934 waren 191 Angestellte
gebändigt, darunter 130 Angehörige der deutschen Volks-
gruspspe Von diesen 130 deutschen Angestellten wurden am

Bl. Dezember 1934 tatsächlich 121 entlassen, nur 9
blieben weiter im Dienst. Dagegen wurden von den 61 polni-
schen Angestellten, die zum selben Termin gekündigt waren,
nur einige wenige, die bereits im vorgerückten Alster standen,
wirklich entlassen; die anderen blieben im Dienst.

"

Zum 31. März 1935 waren 560 Angestellte gekün-
Hdigt,davon 289 Angehörige der deutsch-en Volks-gruppe und
41 wohnberiechiigte Reichs-deutsche und Op-tanten, ism ganzen
als-o 330 Deutsche- E n t l a s s e n wurden zu dem angegebenen
Termin tatsächlich232 Deutsche. Von den zu gleicher Zeit
Fgekiindigten230 poliisifchenAngestellten kamen dagegen nur

einige wenige wirklich zur Entlassung
" «

Zum 30. Juni 1935 wurden wiederum 93 deutsche
Angestelltegekiindigt 92»wurden entlassen, nur einer

Lkonntean seiner Arbeits-stelle bleiben.

Zum 30. September 1935wurden weitere 117-

deutsche Angestellte gekündigt-
Zum 31. Dezember 1935 hasben 8 uind zum

31. D e z e m b e r 1 9 3 7 weitere 15 deutsche Angestellte ihre«
Kündigung bereits erhalten« Demnach sind v o n E n d e l 9 3 4
bis Mitte 1935 in der ostoberschlesischen Jn-
sdustrie 445 deutsche Angestellte entlassen
worden. Ende September erhöht sich diese Zahl auf 562.

hier-zu ist zu bemerken, daß sichdiese Zahlen in der hauptisache
nur asuf die organisierten deutschen Angestellten beziehen,
während ein Teil der nicht organisierten ent-

lassenen Angestellten statistisch nicht erfaßt
werden konnte.

Jn den meisten Fällen ist die »R e o r g a n i sa t i o n«
der Betrieb-e als Entlassungsgrund angeführt word-en- Jn der

Denkschviftdes ,,Gesa.mt.oerbancdes«konnte jedoch nachgewiesen

wer-dein, daß der eigentliche Entlassungsgrunsdfast ausnahms-
los in der Zugehörigkeit zum deutschen Volks-.
tu in zsu suchen ist. Denn fast in allen Jndusstrieunterniehmsiiw
gen sind an Stelle der entlassenen deutschen
ebensoviele polnische Angestellte neu einge-
stellt worden, sehr häufig solche, die eben erst aus dem
Osten zugewandert waren. Der Gen-eralarbeitsinspektor
K l ott mußte zugeben, daß die Beschwerde der deutschen An-
gestellten berechtigt ist, daß bei der Entlassung der deutschen
Angestellten nicht nur wirtschaftliche und soziale, sondern auch
politische Gründe maßgebend waren. Er gab seiner pe r s än -

lichen Ansicht daihin Ausdruck, daß die Entlassung
infolge,,Reor-ganisation« eine Umgehung des

«

g e l te n d e n R e cht e s darstellt. Er betont-e, daß er persön-
lich derartige Maßnahmen der oftoberschlesischen Industrie
ver-urteile. Er versprach, mit den Leitung-endet ein-

zelnen Jndustrieunternehmungen über diese Frage zu ver-
handeln und seinen Einfluß für ein-e Abstellung der Massen-
entslassungen geltend zu machen. Jm übrigen empfahl er, sich
in Zukunft bei Entlassungen aus politischen Gründen an das
sJ n n e n m i n ist e r i u ni als die hierfür zuständige Stelle zu
wenden. «

»
:

«

Sso freundlich diese Worte sind, den deutschen Angestellten
istdamit noch nicht geholfen Sie haben ein P e r sp r e eh e n

erhalt-en,"daß mit·den«Jnduftrieleitungen über sie gesprochen
werden wird. Aber die Z u s i ch e r un g , daß man nun

auch wirklich durchgreifen wird, ist ihnen nicht gemacht
worden-. Was aus den arbeitslosen deutschen Angestellten
werden soll, das ist nach wie vor ein-e offene Frage. Die Be-

merkung, die der Vertreter des Ministeriums für soziale Für-
sorge machte, daß-bei einer künftigen Besserung der Kon-

junktur auch deutsche Angestellte wie-der in den Arbeitsprozeß
einigegliedert werden sollen, ist ein-e zu schwanken-de Basis, uim

darauf große hosssnxungenzu bauen. Das Urteil des General-
arbeitsinspektors über die ,,Reorga-n-isation«ist zu begrüßen.
Aber es kommt im Angesicht des Massen-elends der»deutsschen
Angestellten in Ost-oberschslesienauf mehr an als auf die anstan-
digse Gesinnung ein-es einzelnen. E s ko m mlt d a r a us an ,

daß mit dem Grazynskisystem setzt endlich
Schluß gemacht wird .

Der Senat setzt sich durch
Vergebliche Bemühungen der Opposition

Am 25. Mai d. Js. hatte der. Bölkerbundsrat ein

sJuristenkomitee damit beauftragt, die gegen die Danziger
Regierung beim Rat anhängigen Klagen zu prüfen. Die

Klagen stammten von einigen katholischen Geistlichen, der

-Zentrumspartei, der sozialdemokratischen »Danziger Volks-
.-ftimme« und den Danziger Juden. Jn ihnen wurde von

xversehiedenen Seiten her die Verfassungsmäßigs
keit des Danziger Ermächtigungsgesetzes
und einiger daraus abgeleiteter Maßnahmen des Senates
in Frage gestellt. Die Geistlichen möchten griine hemden
und Schulterriesmen für die ,,Ehristusjugend« erlaubt haben,
weil das vermutlich den Zutritt zum himmel erleichtert.
Die »Danziger Volksstimme« wünscht nicht mehr verboten
zu werden. Die Juden möchten gerne nationalsozialistische
Uniformen und Abzcichen verkaufen. Und was derlei
Wünsche noch mehr sind. Das Juristen komitee
bestand aus dem Schweizer Fritz Fleiner, dem Nie-der-
länder Jan Kosters und dem Schweden Freiherrn
Marks von Württemberg Das von ihm erstattete
Gutachten wurde am 23· September vom Völkerbundsrat
behandelt.

.

Der polnische AußensministerOberst Beck, der im Rat
zu der Angelegenheitdas Wort ergriff, wies darauf hin,
daß sichder Völkerbundwirklich für zu erhaben halten sollte,
um sich mit so lächerlichenKleinigkeite-n, wie z. B. der Ent-

lassung eines Staatsangestellten, zu befassen. Auch der

«Besrichterstattersur Danziger Fragen, der englische Minister
E d en, meinte, daß derartig belanglose Dinge eigentlich an

Ort und Stelle erledigt werden sollten. Der Danziger
Polterbundskommissar,idender französischeMinisterpräsi-
dent gegen diese Vorwürfe-einwenig in Schutz zu nehmen
Vetsuchte, machte in der Sitzung eine ziemlich unglückliche
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»ziger Regierung setzte

Fig-ur. Das Berhandlungsthema war zum Leid-wesen
mancher Reporter nicht geeignet, eine Antinazi-Sensation
daraus zu machen. Der Standpunkt der. Dan-

sich d u r ch. Senats-

präsident Greifen der wie stets deutsch sprach, machte durch
seine bestimmte und klare Art sichtlichen Eindruck. ·

Er verwahrte sich gegen jegliche Einmischung in inner-

danziger Angelegenheit-en »Die einzige Einschränkung-«-
sagte er u. "a., »die der Senat ins dieser Beziehung gelten
lassen muß, ist die Garantie der Verfassung
du r ch d e n V ö l k e r b u n d. Jedoch ist diese Garantie

nicht nur nach Ansichtdes Senates, sondern auch naFder
des Rates, wie sich aus der Berichterstattung früherer ahre
klar und eindeutig ergibt, absolut en g a u-fzufa-sse-n.
Das um so mehr, als diese Garantie, die der Völkerbunld
übernommen hat, in erster- Linie eine Garantife
der äußeren Existenz der Freien Stadt

Danzig anderen Staaten gegenüber sein foll-
. . . Jch begrüße in, diesem Sinne die Erklärungen des

Rates, die er wiederholt gemachthat, wonach er keines-

falls eine Art höchster innerer Jnstanz für
Danzig sein will. Das wäre mit der Eigenschaft der

Freien Stadt Danzig als eines durch den Versailler Vertrag
begründeten unabhängigen Staates auch nicht
vereinbar-« — Der Senatspräsident bedachte den polnischen
Außenminister mit einigen freundlichen Worten, wurde nach,
der Sitzung von diesem zu einem Jagdbesuch eingeladen-
und Litwisnow ärgerte sich. Die Presseleute beeilten sich, den
Friedenstrunk, zu dem der Kommissar Lester den Senats-
präsidenten einlud, auf-—die Platte zu bringen. Diese Episode
war nach der scharfen"Spannsung, die in letzter Zeit zwischen
Greiser und Lesters geherrscht hatte, die einzige ,,Sensat·ion«s««
des Tages.

-



Polen erkennt an: Der Gulden bleibt

Auf Grund des Uebereinkommens vom 8. August d. Js.

fanden in letzter Zeit zwischen Danzig und Polen Ver-

handlungen statt, die die Auswirkun gen der Dan-

ziger Giildenbewirtschastung auf den vol-
nischen Außenhandel über Danzig und auf den freien Wirt-

ichU-ftS-11erkehrzwischen Daiizig und Polen zum Gegenstand
hatten. Die Verhandlungen wurden am 21. September mit

der Paraphierung einer entsprechenden V e r e i n b a r u n g

abgeschlossen Die Vereinbarung stellt fest, daß der be-

stehende Zustand völliger Freiheit des De-

v i s e n v e r k e h r s für den Außenhandel und Durchgangs-
verkehr auch für die Zukunft gesichert ist,"und daß von

der Danziger Regierung auch in Zukunft im Beda rfs-
falle die Devisenzuteilung gegen Gulden

erfolgen foll. Das ist eine Bestätigung des seit dem
8. August bestehenden Zustandes. Damit ift polnischerseits
die Absicht einer Währungsunifizierung
a u s g e g e b e n worden. Besprechungen zwischen den

deiderseitigen Rotenbankleitern, die im Ueber-einkommen
vom 8.. August für den« Bedarfsfall vorgesehen waren,
haben nicht stattgefunden Was den ·Danz·iger
War e n b e z u g a u s P o l e n anlangt, so ist vereinbart

worden, daß er nach-Möglichkeit im- normalen Umfange
aufrechterhalten bleiben. die Gulden-bewirtschastung nicht

- diese Frage wird gegenwärtig verhandelt.
.

Huin die Verlängerung des im Oktober ablaufenden Ab-
kommens über die Ausnutzung des Danziger hasens durchs
Polen, das grundsätzlichbereit tst,«das Anton-wen zu ver-

zu seiner Einschränkung benutzt und in der Guldenbewirtq
schastung keine iinterfchiedliche Behandlung Platz greifen soll-

Trotz dieser Vereinbarung scheint die Lage nochf
nicht völlig geklärt zu sein. Während nämlich in-
der amtlichen Mitteilung, die iiber die getroffene Verein-

barung- von den Verhandlungspartnern gemeinsam
herausgegeben wurde, davon die Rede ist, daß die Verein-.
baruiig »die feste Grundlage für die reibiiiigslose Ab-.

wicklung der Geschäfte und für ein harmonisches Zusammen-»
arbeiten« sei, veröffentlichte die ,,Cazcta Polska«, das amt-

liche Organ der polnischen Regierung, bereits schon wieder-
einen Artikel, der eher nach neuem Kampf als nach?
,,harmonifcher Zusammenarbeit« aussieht. Es scheint, daßl
der Mangel an Uebereinstimmung zwischen dem polnischeni
Finanz- und dem Aiißenministerium in der Daiiziger Frage,
der seinerzeit im· Zollkonflikt zutage trat, auch jetzt noch’
nicht behoben ist. Uebrigens ist die V e r e i n b a r u n g
bisher nur paraphiert. Unterschrieben und in
Kraft gesetzt soll-sie erst-werden, w e n n ein e Ein i g u n g
in der hafenfrage erzielt worden ist. Uebev

Es geht dabei

längern

Oftland-Chronik
Zwei Deutsch-eim Sen-l .

Der polnische Staatspräsident ist dem dringenden
,Wunsche der deutschen Volksgruppe nachgekommen, wenig-
stens im Senat eine Vertretung zu erhalten, nachdem es

ihr —- nicht aus eigenem Verschulden — nicht gelungen
war, bei den Wahlen selbst die ihrer Stärke und ihrer Be-

deutung entsprechende Vertretung in Sejm und Senat zu
erhalten. Unter den 32 Senatoren, deren Ernennung dein

Staatspräsidenten durch die Verfassung vorbehalten bleibt,
befinden sich auch zwei deutsche Vertreter. Es sind dies der
Landesleiter· der Jungdeutschen Partei,
Jngenieur Rudolf Wiesner aus Bielitz, und
der Vorsitzende des «Rates der Deutschen in

Polen«, Großgrundbesitzer Erwin hasbach
a iif h e rm a n o w o (Posen). Die Ernennung wird von

der deutschen Volksgruppe besonders begrüßt, da ihr die

letzten Monate der Wahlvorbereitung manche Enttäuschung
gebracht haben.

zDas Reichsbiirgerrechl nnd die Polen in Deutschland —-

Der § 2 Abs.1 des Gesetzes über das Reichs-
sb ü r- g e r r e cht vom 15. September d. J. lautet: ",,Reichs-
bürger ift iiiur der Staatsaugehörige deutschen oder
artverwandten Blutes, der durch sein Verhalten be-

weist, daß er gewillt und geeignet ist, in Treue deni

deutschen Volk und Reich zu di-enen«. Wie die Pol-
snischeTelegrapshenagentur hierzu meldete, ist ihrem Vertreter
an maßgebender deutscher Stelle mit-geteilt worden, daß die

»in Deutschland wohiihasten An g e h ö r i g e n d e r p o l n i -

ssch e n M i n d e r h e i t , die die deutsche Reichsangehörigkeit
besitzen, ebenfalls den Reichsbürgerbrief er-

halten, sofern sie ihren Bürgerpflichten nachkoinmen und

insbesondere der Militärpflicht genügen. Es ist anzunehmen,
daß die Angehörigendes poliiiischenVollssplitters in Deutsch-
land Wert dar us legen werden, Reichsbürger zu wer-den.
Wenn sie sich reilich die Argumente zu eigen machen sollten,
die Jan Skala in seiner ,,Ku:lturwehr« und in seinem
geistigen Ksielivasser auch die Blätter des Polenbundes in

heziig aus das Reichserbhofgesetzmsit bemerkenswerter hart-
näckigkeitvorgebracht haben, dann werden sie asuf den Reichs-
sbiirgerbrief wohl verzichten müssen.—

«

«

Am Tanks gegen polnischs DCMOUMUM
-. Die Tschechei legt offensichtlichenWert darauf, ihre
politische Gleichschaltung mit der Sowjet-
Mission sowohl in der Richtung ihrer-·Angriffe wie in der
-sWU»hlihrer Angriffsmittel zum Ausdruck zu bringen« Daß
Mode- mit schweren Waffen asusgeriistetes sTrupspeneinsheiten
gegen Mitglieder einer nationalen Minderheit eingesetzt

ihres verstorbenen Kameraden zu

wer-den, das ist zwar in der Soswjetunsisoneine asltgewiohnke
Erscheinung; aber selbst in der nioldawischen Professoren-.
demokratie dürfte das seit dem 4. März 1919 kaum wieder
vorgekommen sein. Damals allerdings wurde-n Deutsche von
der tschechischenSoldateska ermordet; jetzt hat man sich isn
Tschechixsch-Schlesiender polnsischeiiMinderheit gegenüber mit
einem bewaffneten Ausmarsch zufrieden gegeben.

Am 22· 9. strömteii aus ganz Tschechisch-Schlsesienp ol-

nlsche Pilger nach Cierlicki, um trotz des tschechia
schen Verbots den dort verunglückten Fliegern Z wirko und«

igura zii huldi·gen. Der Ort war jedoch von etwa
4000 tschechifchen Gendarmen im großen Umkreis
abgerie gelt, und in den umliegenden Wäldern standen
tfchechischePanzertruppen zum Einsatz gegen dies
pilgernden Demonstraiiten bereit. Die Zugangszstraßenwar-en

mit Stahlleisnen und Kett-en gesperrt, und aus dein Friedhof
in der Nähe der Stelle, an der die polnischien Flieger ab-

gestürzt waren,,hatt»esich eine stark-e Gendarmserieabteilung
.postieri.. , Als die polnsischen Demonstranteii , zu Tausenden
zshesranrücktem
,merie mit schußfertigen Maschinengewehren
entgegen. Nur eine Alb-ordnung des politischen Konsiiilats aus

traten ihnen Militär und Geiidar·«-.

Mähri«sch-Ostrauwurde durch die Absperrungsletten gelassen-
-Die Demonstranten verhielten sich diesem- Massenaufgebok
schwer bewaffneter Truppen gegenüber erklärlicherweise ruhig
und disziplsini-ert. . Sie verrichteten ein stilles Gebet, in dem

sie schwerlichden Segen des hismmels aus die Tschsecheiherab-.
gebeten haben mögen, und gingen wieder nach hause- Der-
polnssisch-tsi-hechischeKampf uxni Tschechisch-Schlesieiihat eine

Form angenommen, die die Gesteh-r blutig-er Zusannnsenstößse
in sich birgt.
Ein Mädchen wurde erschaffen

Bei der Beisetzung des Mitgliedes einer national-.

demokratischen Jugendorganisatioii ereigneten sich jin
Kriew en· (Posen) schwere Zwischenfälle. Die Mitglieder
der· Organisation hatten die Absicht, geschlossen dem-Sorge

folgen. Sie wurden

jedoch von der Polizei daran gehindert und verhaften
Daraufhin rottete sich-eine große Menschenmenge, die z. T-

·mit Steinen, Kiiüppeln und Revolvern bewaffnet war-»
.zusammen, um die Verhafteten zu befreien. » ·

liche Polnische Telegraphenagentur mitteilte, schaben die.
Wie die amt-

nationaldemvkratischen- Demonstranten,
als sie

« die Polizei .angriffen·, jii n g e M ä d ch e N U l I

Schutz VOt.,·iich«het." Die Beamten wurden»mit Steinen
beweisenund belchossen Sie gaben daraufhin«a»i»if»diesie
bedrängende Menge eine Salve iab.·«. Es gab funf- »Ver-
·.W«Ulidet·e·.«EinMädchessjVütde etsichvsseilx

.
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Botschafler von Ribbenlrop als Jagdgasl in polen
Botschafter von Ribsbentrop leistete kürzlich einer

Einladung des Grafen Alfred Potocki zu einem Jagd-
besuch nach Polen Folge. Graf Potocki hielt sich kürzlich
zusammen mit einigen anderen polnischen Magnaten
als Iagdgast des Ministerpräsidenten Göring in Ost-
preußen auf. Dort hat er Botschafter von Ribbentrop
kennen gelernt. Die Meldung von dem bevorstehenden
Besuch des deutschen Politikers, der vor einiger Zeit das

deutsch-englische Flottenabkommen abschloß, hat die Phan-
tasie einiger polnischer Zeitungsleute zu mancherlei poli-
tischen Kombinationen angeregt. Diese Leute

haben die in der ausländischen Sensationspresse herum-
schwirrensden Gerüchte über an ebliche d·eutsch-polnische
Geheimabmachungen, die schon bestehenoder erst noch ge-
boren werden sollen, um einige nette, aber ziemlich un-

interessante Lesarten bereichert. Z. V. ist da von einem

gemzikngamendeutsch-politischen Vorgehen gegen Litauen
ce e e.

·Polnifche Jungjurislen besuchten Deutschland
,

In Erwiderung eines Besuch-es deutscher Iungjuristen in
Polen hielten sichan Einladung des Bundes Nationalsozialsi-
TstischserDeutscher Juristen die Führer der Vereini-
gung der polnischen Isungjuristen einige Zeit in

Deutschland auf. Sie nahmen zwei Tage am Parteitag der

Freiheit teil, wurden u. a. vom Reichsjuristenführer
Dr. Frank empfangen und besuchten als Abschluß ihrer
Deutschlansdfahrt das SA-.f)ilfswerklager in Tegel, in dem

zur Zeit ein Lehrgansg für alte SA-Kameraden zur Vorberei-

tung zu Gemeindebeamten stattfindet. Nach einem Abschieds-
empfang beim polnischen Botscharfter traten die Gäste die

heimreife an.

,,Pilsudski««schwimnih ,,Balory« ist verhindert
»

Mit betonter Feierlichkeit wurde am 14. September im

Gdingener hafen das auf einer italienischen Werft in Triest
gebaute M oto rs chiff ,,Pilsuds k i« empfangen., Staats-

präsident Mosscickinahm an der Feier teil. Das Schiff hat
seine Wasserversdrängungvon 15 000 Tonnen, ist 160 Meter

lang und 23 Meter breit; es hat einen Tiefgang von 7,5 Me-
ter, eine Stundengeschwindigkeit von 20 Knoten, 300 Mann

Besatzung Das Motorschiff ,,Pilsu-dsk-i«,das größte der

polnischen Hansdelsflotte, ist in den direkten Gdingen-
A m e r i ka - D i e n st eingestellt worden. Polnischserseits hofft
man, daß diese Linie auch von den baltischen Staat-en und

Finnland, von der Tschechei und der Sowjetunison benutzt
werden wird. Man erwartet, daß das neue Schiff wesentlich
zdazu beitragen wir-d, die Bedeutun des Gdingsener hafens
zu heben. Ein zweites Motorschifydesselben Typs, »Ba-
"t o r y«, befindet sich zur Zeit noch in Triest. Es sollte gleich-
salls im September abgeliefert wer-den« Dazu istes jedoch
svorerst nicht gekommen. Die italienische Regierung
hat das Schiff beschlagnahmt, um es für Trup-
pentransporte nach Afrika zu benutzen. Die pol-
nischeRegierung hiat gegen diese Maßnahme in Rom Protest
ein-gelegt. Beide Schiffe wurden durch polnische Kohlenlieife-
rungen nach Italien bezahlt.

Der Führer zur Memelfragr
»

Nachdem kurz vor-her Ministerpräsiident Göring auf
einer großen Grenzlandkusndgebung in Nemonien am

Kurcschen haff in deutlicher Form die Verbundenheit der

ganzen Nation mit sden deutschen Volksgenossen im Memel-

gebiet zum Ausdruck gebracht hatte, legte der Führer in

seiner Rede vor dem Reichstag in Nürnberg am 15. Sep-
tember noch einmal den deutsch-enStandpunkt in der Memel-

srage fest:

,·,Wirnehmen keine Stellung zu Vorgängen, die nsicht
Deutschland betreffen und wünschennicht, in solche Vorgänge
jhineingezogien zu werden. Mit umso größerer Be-
eu n r uhig u n g verfolgt aber das deutsche Volk gerade des-

halb die Vorgänge in Lita-uen. In tiefste-m Frieden
wurde das Memelland Iahre nach dem Friedensfchluß Deutsch-
land geraubt. Dieser Raub wurde vom Völkerbsunid legall-
ksiert und nur an die Einhaltung einer dem Memeldeutschtum
zu dgzewährendenund vertraglich niedergelegten Autonomie
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geknüpft· Seit Iahren wird nun das deutsche Element dieses
Gebietes gesetz- und vertragswidrig mißhan-
d e lt un d g e q u ä l t. Eine große Nation muß dauernd

Zusehen,wie gegen Recht und
»

vertragliche Bestimmungen
ngehorige ihres Blutes, die man im tiefsten Fried-en über-

fallen und vom Reiche weggerissen hat, sch l i m m e r b e -

handelt werd-en, als in normalen Staaten Ver-
b r e ch e r. Ihr einziges Verbrechen ist aber nur, daß sie
Deutsch-esind und Deutsche bleiben wollen. Vorstellungen der

verantwortlichen Mächte in Kowno blieben wenigstens bis-her
bloß äußerlicheFormalien ohne jeden Wert und alle inneren

Folgen. Die Deutsche Reichsregierung sieht
dieser Entwicklung mit Aufmerksamkeit und

Bitte r n i s z u. Es wäre eine lobenswerte Aufgabe des

Völkerbundes, sein Interesse der Respektierung der Autonomie

des Me-m·elgebieteszuzuwenden und es praktisch wirksam
werden zu lassen, ehe auch hier die Ereignisse
Formen annehmen, die eines Tages nur von

allen Seiten bedauert werden könnten. Die

zur Zeit dort stattfinsdiendeVorbereitung der Wahl stellt e i n e

Verhöhnung von Recht und Verpflichtung dar.

Deutschland erhebt keinerlei unbillige Forderungen, wenn es

verlangt, daß Litauen zur Einhaltung der unter-

zeichneten Verträge mit tauglichen Mitteln

angehalten wird. Am Ende aber hat eine 65-Millionen-

Nation das Recht, zu verlangen, daß sie wenigstens nicht

Finderrespektiert wird als die Willkür eines 2-Millionesn-

olkes.«

keine höchslgrenze für die osldeulschen Universilälen
Der Reichserziehungsminister hat für den

Besuch der Universitäten, Technischen und handelshoch-
schulen des Reiches höchstziffern festgesetzt, die vor-

erst nur für das Winterfemester 1935X36 gelten sollen. Nicht
betroffen werden die Universitäten und hochschulen in den

kl e i n e r e n Städten (Vonn, Tübingen, Erlansgen, Göttingen,
heideliberg, Greifswald, Rostock, Kiel), sowie die U n i v e r s i -

täten und hochschulen des Ostens, Königsberg unsd

Bresla-u.. Vei den Neuimniatriskulationen an den Universität-en
mit festgesetzter höchstziffer sind außer Mitgliedern der

NSDAP (bis zur Mitgliedsniummer 1 000 000) und Ange-
hörigen der Wehrmacht auch diejenigen Studenten

bevorzugt.zu berücksichtigen, die bisher zwei
oder mehr Semester an den Universitäten
Königsberg und Vreslau, der handelshochschusle
Königsberg oder den Technischen hochischulen Danzig und

Breslau studiert haben. Mittelbar wer-den durch diese
Anordnun neben den kleineren auch und vor allem die ost-
deutschen snsioersitätenund hochschulen gefördert, wie es im

Sinn-e einer Stärkung des deutschenOstens liegt.

-.Schriflslellerweilbewerbder BDV

Die Landesgruppe Grenzmark des BDO

hatte einen Schriftstellerrvettbewerb ausgeschrieben. Dieser
ist nun beendet. Das Preisgericht hat den 1. Preis einem

der bekanntesten ostdeutschen Schriftsteller, Dr.· Franz
L ü dtte-Oranien.burg, für seine Erzählung ,,Valerius her-
bergers schöpferischeStunde« zuerkannt. Weitere Preise er-

hielten Margarete Koch-Görlitz (,,Das vergessene Leben«
und »Der Ruf der heimat«), Emma Ne u m a n n - Schmarse
(-,Wise Birke Ernstine zum neuen but kam«), Alfred Kat-

schinski-Stettin (,,Der Schatz«), ReUtz-F)asenfier (,,Dein
Sohn le.bt«),helsene K a u f n ich t- Schneide-müht(-,Märchsen«),
hermann Pischke-Frankfurt (,,Im Grenzland«),Dr.

Weinkauf-Taknowke (,,Das ungeleckte Kalb«), Bruno

Giersche-Dobrin (,,Die letzte hilfe«), Dr. Aßmann-
Schönlanke (Gedichte), Dr. Tepper-Strausberg (,,Niedere
Gerichtsbarkeit in einem deutschen Grenzdorf«), Friedrich

Roß-KönigsbeRs(,,Die verkehrspolitische Bedeutung der

Netze)«,Walter e i ch e - Kainscht (,,Geschenksitten«und »Me-

seritzer Naimengebung«). hierzu schreibt die· Landesgruppe
Grenzmark dies BDO: Eine Reihe von Schriftsteller-nkonnte

von dem Preisgericht nicht berücksichtigtwerden. »Wirhoffen,
daß sie trotzdem ihr Interesse an unserer Provinz behalten
werden. Einzelne preisgekrönte Arbeiten erscheinen im

,,F)eimatkalend-er 1936 für die Provinz Grenzmark Posen-
Westpreußen«.



Bemerkungen zur baltifchen Volkstumspolitik
Es gibt eine treffende sranzösischeRedensart, die den

RUsjen in seiner mehr nach Asien als nach Europa hin-.
weisen-den Wesensart kennzeichnet: Grattez le Riisse et la

barbare paraitra. Nicht zuletzt trifft dieses Urteil die Ge-

ldmng und die Methoden, mit denen das ailte zarisiisichse
Rußland die Frage der sogenannten völkifchen
Mi n d e r h e i te n zu lösen versucht hat. Es müßte geradezu
ein Wunder geschehen sein, wenn die völkischeUnduldsam-
keit des Zarismus ohne jeden Einfluß auf die N a ch f oflg e-

st a a te n R u ß l a n d s im osteuropäischenRaum geblieben
wäre. Und zwar ungeachtet dessen, daß die staastsbiildensdesn
Völker dieser früheren Bestandteile des Zarenreiches einst
selbst unter der Brutalität völkerhassender Willkür gestohnt
haben. Betrachten wir die drei, im engeren Sinne baltischen
Staaten auf das Vorhandensein solcher Tendenzen hin, so
scheidet Litauen von vornherein aus, da die Neigung,
bei der Auseinandersetzung mit wehrlosen Angehörigen
einer anderen Nation die Knute schrankenloswalten zu

lassen, hier derart ungehemmt ist, daß mit euro -

päischen Maßstäben überhaupt ni ·t ge-.

messen werden kann. Jm Gegensatz zu den itauern
sind L etten und Eften fraglos guten W·illens,sich dem
europäis en Kulturkreis einzugliedern. Sie werden·sich
daher au s äußerste gegen die Feststellung strauben, in ihrer
Einstellung zum Problem des Zusammenlebens mehrerer
Völkerschaften in einem Staatsgebiet noch»stark unter
russischem Einfluß zu stehen. Doch konnen sie leider nicht
ganz von diesem Vorwurf freigesprochen werden. Solange
in Lettland und Estland das parlamentarisch-
demokratische System herrschte, d. h. im Zeitraum
1919—1934, wurde die Entfaltung der nationalitätenfeind-
lichen Einstellung durch die Eigenart eben dieses Systems
bis zu einem gewissen Grade gehemmt (womit durchaus
nichts über die Güte dieses Systems gesagt sein soll). Un-

verhüllter trat die verderbliche Tendenz erst nach Auf-
richtung eines autoritären Regimes in beiden
Ländern zutage. Ein so vortre flicher Kenner baltischer
Zustände, wie der Professor r. TatarinsTarns

h e y d e n, R o st o ek, sagt hierzu in einer 1935 erschienenen
Abhandlung: . . die Reden des Diktators Ul-

manis . . . stellen . . ., wie vor allem auch die

Gesetzgebungstaten, aufden Kampf mitdem
nichtlettischen Volkstum, ja auf die Agoni-
sierung, wenn nicht Vernichtung alles

fremden Volkstums und ins-besondere des
D e u t s ch tum s a b«. Aehnliches gilt, wenn auch mit

einigen Abschwächungen,für Estland.

Es wird zuzugeben sein, daß die Methoden der

Bekämpfung fremden Volkstums in den
baltischen Staaten andere, »feinere«geworden sind, als im

zaristischen Rußland. Sie find hinterhältiger geworden und

weniger grobschlächtig. Das Endziel ist doch wohl dasselbe
geblieben: nicht die Zusammenarbeit zum
Wohle der gemeinsamen heimat, sondern
die Vernichtung der Volksgruppen und die

möglichste Annäherung an das hochziel des

e ch te n N a t i o n a l st a a te s. (Einige kritischePresse-
stimmen können daran nichts ändern-) Von russischenVer-

hältnissen unterscheidet sich die heutige Lage in Lett- und

Estland dadurch, daß ein offener Vernichtungswille nicht
mehr zutage tritt; sondern die K a m p f m a ß n a h m e n

gegen die Volksgruppen sind heute g etarnt. Es handelt
sich angeblich stets nur um den Kampf gegen einen

politischen- wirtschaftlichen oder sonstigen allgemein-staat-
lichen »Notstand«. Die Maßregeln zur Behebung des

Uebels erstrecken sich angeblich immer auf die Gesamt-
heit der Staatsbürger ohne Ansehen ihrer völkifchenZu-
gehörigkeit Jrgendeine Volksgruppe ist beileibe nie damit

gemeint! Schon die bezeichnenderweise ,,A g r a r r e f o r m«

genannt-e Vernichtung der Bodenständigkeit der deutschen
Volksgruppen in Lettland und Estland wies die charakte-
ristischen Merkmale der neuen Methode auf, indem sie der

amtlichen Darstellung nach durch die Notwendigkeit bedingt
war, den heeresentlasfenen Frontkampsfern von 1919 Land

zuzuteilen. Wie nicht anders erwartet werden konnte, stellte

sich der Genfer Völkerbund auf den gleichen Stand-

punkt und wies die Klage der enteigneten volksdeutschen
Grundbesitzer ab, weil «es sich nicht um eine Maßnahme
handelte, die gegen eine völkischeMinderheit gerichtet wäre«.
Und das, trotz-dem durch das Agrargesetz die deutschen
Bolksgruppen Lettlands und Estlands ihres gesamten
Landbesitzes beraubt wurden, und trotzdem beide Länder sich
bei der Anerkennung ihrer Selbständigkeit durch den
Völkerbund in einer feierlichen Deklaration ver-

pflichten mußten, die Bestimmungen über den

Minderheitesnschutz zu achten. Jn der ersten Zeit
kam es allerdings noch manchmal zu E n t g l e i s u n g e n ,

so, als während der Agrarreformdebatte in der estländischen
Gesetzgebenden Versammlung ein Abgeordneter frei von der
Leber weg erklärte, der deutschen Volksgruppe solle durch
das neue Agrargesetz »das Rückgrat gebrochen
w e rd e n". heute kommen solch kompromittierende
Zwischenfälle nicht mehr vor, der Apparat ist eingespielt
und arbeitet lautlos und exakt.

hierzu einige, jederzeit beliebig zu vermehrende Bei-

s iele aus der jüngsten Verwaltungspraxis der beiden
änder. Es gibt oder gab vielmehr in Lettland mehr

wirtschaftliche Unternehmungen der deut-

chen Volksgruppe, insbesondere mehr volksdeutfche
Kreditinstitute, als das »dem prozentualen Anteil des lett-

lätrdischen Deutschtuims an »der Gesiamstbevölkerunigdes
Landes entsp-richt«,wie das betreffende Schlagswort der

lettischen Presse lautet. Die autoritäre Regierung, heute
nicht mehr auf die. schwer in Gang zu setzende Gesetz-

gsebungsmaschineriedes Parlaments angewiesen, erläßt ein

esetz, wonach Banken, deren mangelnde Liquidität
eine Gefahr für ihre Einleger bedeuten könnte, n a ch
Ermessen der Behörde kurzerhand vom Staate
übernommen werden dürfen. Das neue Gesetz findet bald

daran wiederholt Anwendung ,,Zusiilli-g«sind es ausgerechnet
in volksdeutscher hand befindliche Banken gewesen, die dem
neuen Gesetz zum Op er fallen. Der im benachbarten Est-
land ansäsfige maßge ende Aktionär eines der betroffenen
Rigaer Kreditinstitute erbietet sich sofort, dessen Eigenkapital
zu verdoppeln, um dem behördlichen Zugriff jeglichen
Rechtsboden zu entziehen. Umsonst: sein auf schnellstem
Wege gemachtes Anerbieten trifft in Riga »du spät« ein,
der Betrieb ist bereits beschlagnahmt. Die lettische Presse
tellt befriedigt fest, daß der Staat seine Pflicht, »die Belange
er Einleger wahrzunehmen«, restlos erfüllt hat. Was ge-

schieht nun weiter, ohne daß diesmal die Oeffentlichkeit
unnötigerweife bemüht wird? Bisher wenig hervor-
·getretene, dafür aber einwandfrei in lettif cher han d

befindliche Geldinftitute werden von der

Behörde mit der Uebernahme der geschlos-
senen deutschen Banken betrautl Nach kurzer
Zeit beziehen diese die leerstehenden Räume der ehemaligen
deutschen Banken, die Schalter tun sich wieder auf, es hat
sich »nur« das eine geändert, daß in den Direktionssi

fesseln und aus den Kontorschemeln nicht mehr deutsche-
sondern lettische Lettländer sitzen.

Ein anderes Beispiel: der auf der Wacht des so z i a l e n

W o h l e r g e h e n s ihrer Bürger stehenden Regierung
kann es nicht verborgen bleib-en, daß die Mitglieder-einzelner
K r a n k e n k a s s e n von einer größeren Anzahl von

Aerzten betreut werden, als mit einem einigermaßen aus-

kömmlichen Einkommen dieser Aerzte zu vereinbaren ist.
Von einem vorbildlichen Verantwortungsbewußtseindurch-

drungen, sorgt die Regierung dafür, daß der größere Teil
der Aerzte einer Rigaer Krankenkasse ausscheidet, damit
dem verbleibendem Rest ein menschenwürdigesDasein sicher-
gestellt werden kann. Gewiß eine harte, aber vom sozialen
Standpunkt aus durchaus zu rechtfertigende Maßnahme.
Daß die betroffene Krankenkasse, sowohl ihren
Mitgliedern, als auch den an eschlosfenen Aerzten nach-
eine rein volksdeutsche Zlngelegenheitist, ist
doch Wieder UUk ein »Zufall« gewesen, nicht wahr? Nach
einer gewissen Anstandspaufe sind dann in aller Stille an

Stelle der entlassenen deutschen Aerzte
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ebensoviele lettische neu eingestellt worden, die

nichts ungetan lassen werden, uni der Kasse ihr deutsches
Gepräge zu nehmen.

Man wolle der lettischen Regierung nur ja nicht den

Vorwurf machen, daß sie zu wenig Um die ku l t u r e l l en

B e l a n g e d e s V o l k e s besorgt seit Das höchstneuzeit-
sliche lettländischeD e n km a l s s ch u tz g e s e tz besagt, daß
geschichtlichwertvolle Gegenstände im Falle unzweckmäßiger
Aufbewahrung oder ordnungswidriger Behandlung mit

Einwilligunig des Kultusmiinisters vin staatlichen Verwahr
genommen werden können. Wenn es sich nun erweist, daß
die Voraussetzungen zu dieser Maßnahme auf das deutsche
Rigaer Dommuseum, das deutsche Kurlän-

dische Provinzialmuseum in Mitau, das Archiv
der deutschen St. M a r i e n g i l d e z u R i g a zutreffen,
wer wollte da etwa behaupten, daß ein besonders einseitig
entwickeltes Interesse der aufsichtführenden Behörde die

Schuld daran trägt? Die wertvollen, teilweise
bis weit in die hansezeit zurückweichenden
sUrkunden- und handschriftensammlungen
der genannten Institute gehen aus deutscher in let-

tisch e band über. Die Ausführung erfolgt durch die

»Polizei, die ganze Arbeit macht und die Beute auf zahl-
reichen Lastkraftwagen »in Sicherheit bringt«.

Nicht nur die Staatsbehörden-, auch dieskommunalen
Stellen zeigen sich ihrer Aufgabe durchaus gewachsen. Das

Rigaer städtische Bildungsamt teilt der volks-

deutschen Künstlernrganiksastiosn,,R si g a e r- K u n st v e r e i n«

mit, dieser habe bis zum 1. November d. Is. die von ihm
im städtischen Kiinstmuseum benutzten Räiime zu verlassen.
Auch hier kann selbstverständlich nur böser Wille ein gegen
das Kunstleben der deutschen Volksgruppe gerichtetes Vor-

gehen erblicken, da jeder Magistrat in der ganzen Welt doch
wohl nach eigenem Gutdiinken über seine Räumlichkeiten
verfügen darf — oder nicht? Die der Regierung nahe-
stehende lettische Zeitung »Rih t« berichtet über den Vorfall
unter der Spitzmarke »Aufregung nicht am Platz«.
Auch das, wie bereits erwähnt,·seiner Sammlungen teil-

weise schon beraubte Dommuseum und die räumlich mit dem

Museum vereinigten volksdeutschen Vereine »G e s e l l -

schaft für Geschichts- und Altertumskunde«

sowie ,,Rigaer Naturforscherverein« will die
Stadt Rigsa als Rechtsnachfolgerin der seinerzeit den Deut-

schen durch Notverordnung geraubten Dom-
l i r ch e auf die Straße setzen. Dieselbe Zeitung »Riht« gibt
sden Vereinen den wohlmeinenden Rat mit auf den Weg,
der Einfachheit halber doch die ihnen gehörenden Samm-

lungen gleich dazulassen und »der Stadt als Leih-
gabe zu iiiberge—ben«.

Daß auch die deutsche Sprache und das

deutsche Schrifttum bei diesen und ähnlichen
IDrangsalierungen und Schikanen ihr Teil ab-

bekommen, versteht sich am Rande. Im lettländischen See-
bad M a j o r e n h o f, das nicht nur von ein-heimischen,-
sosndern auch ausländischen Badegästen aufgesucht wird,
erfährt es ein Kaufmann zu seinem Schaden, daß man nicht,
ohne empfindliche Polizeistrafen zu gewärtigen, in seinem
Laden einen deutschredenden Lautsprecher für
seine Waren werben lassen darf. In der estländischenKlein-

Schriften.

stadt W ei ßen st e i n singe-ndeutscheMädel in der städtischen
— Anlage auf dem Wall-abends deutsche Volks-lieder. Die estnische
Behörde»erblicktdarin eine K u n d g e b u n g , die geeignet
ist, die offentliche Ruhe und Sicherheit zu ge-
sahrden und das estnische Nationalgefühl heraus-
zufordern. Die Tat findet ihre Sühne durch harte Geld-
bzw. haftstrafem Im amtlichen Rigaer Regierungsanzeiger
vom 7. August d. Is, findet der Leser ein Verzeichnis von
139 Druckschriften, deren Einfuhr und

Verbreitung in Lettland verboten sind. Dieses
eigenartige Seitenstiick zum römischen ,,index librorum

prohibjtorum« enthält neben Erzeugnissen marxistischer
Zersetzungsliteratur eine lange Reihe von d eutsch en

Uns fallen folgende auf: ,,Aufbau einer
Nation« von hermann Göring, «Adolf hitler« von Philipp
VOUhlek- »F)vrst Wessel« von Pros. Max Kullak,- »Der
Führer als Redner« von K. Kindt, ,,Blut und Ehre« von

Baldur von Schirach- »Deutschlandzwischen Nacht und Tag«
von Fr. Heiß, »Die nationalsozialistische Revolution« von

Dr. W. Gehi, »Das erwachende Berlin« von Dr. IossesfGoebbels.
Die Reihe der vom Verbot betroffenen Schriften natio-

nalsozialistischen Inhalts ist damit noch-lange
nicht erschöpft. Es folgen noch so viele andere, daß es jeder-
mann klar werden muß: hier soll einem Volk jede
Gelegenheit genommen werden, sich mit der

nationalsozialistischen Gedankenwelt be-
kannt zu machen. Ins-besondere soll wohl auch die

deutsche Volksgruppe dieses Landes vor der »Gefahr« ge-
schütztwerden, der Weltanschauung des heutigen Deutsch-
land anheimzufallen. Notwendigkeit? Zweckmäßigkeit?
Politische Klugheit? Schön! Aber was soll man sagen,
wenn man erfährt, daß ein ,,Atlas zur deutschen Geschichte
der Iahre 1914 bis 1933« verboten wird, oder ,,Auerbachs
deutscher Kinderkalender 1934«. Ganz still steht dem er-

staunten Leser des Rigaer Regierungsanzeigers der Ver-
stand, wenn sein Blick »auf folgende Werke der schonen
Literatur fällt: »Das dritte Reich des Paraoelsus von

E. G. Kolbenheyer und ,,Alte Nester« von Wilhelm Raabel
hastig rekapituliert man, daß Kolbensheyerzwar wohl ein

Zeitgenosse des Nationalsozialismus ist, in seinem Werk

aber mit dem xVL Jahrhundert eisn Zeitalter behandelt,das
dem 1919 begründet-en lettischen Staat kaum nochgefahrlich
werden kann. Wilhelm Raabse hingegen hat seine »Alten
Nester« schon im Iashre 1879 abgeschlossen, zu einer· Zeit
also, die noch nichts von jenen Gedanken wußte, die in

gewissen Ländern heute als staatsgefährlich gelten.· Asuch
nach sonstigen Verbotsgründen sieht man sich vergeblich··um.
Jn keinem von beiden Werken wird Lettlands oder uber-

haupt nur des europäischen Ostens Ermahnung getan.
Warum ialso das Verbot? Klar ersichtlich ist·nur eins, daß

nämlich eine hohe Behörde beide Werke nie gelesen hat.
Dem erstgenannten dürfte wohl das Vorkommen uder Worte
»Das d ritte Reich« im Buchtitel zum Verhangnis ge-
worden sein, beim zweiten genügte die unterbewußte Er-

innerung an eine neulich in der ,,Rievaler Zeitung« er-

schienene Artikelfolge mit gleich- oder ähnlich lautender

Ueberschrift. Es wurden darin durch die Agrarreform
zerstörte baltische Edelsitze sehr eindrucksvoll

geschildert- Diikicile est satiram non scribere. Abs-.

Sachsen als Teil der deutschen Ostfront
Der Ausspruch der Nation shat sden Deutschen Osten lneu

erschlossen Er ist uns heute kein Raum, der smist den Begriff-en
Zahl, Größe, Nutzen allein erfaßt werden könnte: Er ist volk-

lliche Leistung, Gesetz des Kampfes, Sehnsucht nach Freiheit
susnd Weit-e. Er steht insofern jenseits materiell-er Wertung. Er

ist Idee, Gesinnung, Glaube.
·

Damit sei beileibe nicht irgend-welcher politischen Romasntik
das Wort gesprochen. GsrenzpoilitischeArbeit duldet keine Ver-

fstiegienheiten Nur soviel gilt es -v-o·n vornherein zu verstehen-«
daß der deutsche Osten nur bestehen kann, wen-n er gemein-
deutsche Aufgabe wird. Der deutsche Osten ist wls Einheit und
als Ganzes zu bog-reifen, sd. h. als ein Raum, der von Tislsit bis

«Passau,von Memel bis Rsadkerssburgreicht, das deutsche Bin-

.ii·-enl-andumgsürtetund sich iiber die deutschen Volkstumsbrücken
tief hinein seiden nahen Osten tsastet«
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Im Ksennstiickdieses Gürtels aber liegt Ssa ch se n. Seine

Stellung in dieser ostdeutschen Einheit soll in sechs Kurz-
betrachtunsgen umrissen werde-n.

.

Er st en s: Sachsen ist ein Grenzlanid von 517 kin
Länge. Von sein-en 27 Amtshaiuptmsansnschaftienberühren 1»1die

Reichsgrenze. Jenseits dieser Grenze dehnt fich ein b re it e r

Streifen deutschen Voslksgebietes (Su·deten-
deutschtum). Nehmen wir hierzu,«daß die Kett-e der großeren
sächsischenStädte von Zittau bis Plasuen i. V. im Durchschnitt
20 km von der Landesgrenze entfernt liegen, daß der Erz-
gebsirigskasmsmkeinen Riegel, sondern e i n e g a n z v e rk e h r s -

offene Grenze bildet, die 16 Paßstraßen,7 Eisenbahn-
uind 9 Asutobuslinieii überquerenz daß die strategisch beherr-
schenden Punkte der Grenzgebirge, von denen sich die bedeu-
tendsten sächsischenStädte als bequem einsehbares Ziel bieten-



au- tcl e i m hoheitsgebiet liegen; daß der tschechischeStaat
beixiülhgisckängieeStadium-deutschen durch eine s o l ie-r»sch·kicht
ts ch e ch i s chser A n sie d lse r , die man an der sächsischen
Gren e ansetzt, die unmittelbare räumlicheVerbindung mit

dem zieichezu nehmen, so etrgisltitsich die unbestreitbare Tat-

sU
, du Sa en Gren msar i .

· «I cheWeiknwikfoonder IGrenzmarkSachsen sprechen, so ver-

lkennen wir damit keineswegs, daß die volksdeutssche
Front imsudetendeutschen Vorf-eld«liegt. Do

Iist der Titel dazu be timmt -k wie es der Gauin-spekteurder

BayevischenOstmairk g. Gaiiniinger auf der Arbeitst-a-gung des

BDO in E am formulierte, — ,,einen Kreis deutscher Menschen
mit dem Zedankenzu erfüllen, daß sie innerhalb der großen

deutschen Ost-mark, die sich von Oesterreichbis hinan nach Ost-
preußen erstreckt, einen wichtig-en Abschnitt zu betreuesn und zu

behüten haben« » « ·

Als Ludwig Il. von Bayern die ,,Walhalla bei Regens-
burg errichtete, da konnte er davon sprechen, daß diese Ruhmes-
halle des deutschen Geistes »im·.f)erzenDeutschlandsliege.
heute liegt sie im Schußbereichfeindlicher GekschutzeDas kenn-
zeichnet die Wandlungen in der Bedeutung der Grenzen,die
isich seit damals vollzogen, —

sur·Baye·rneben-sowie fur
Sachsen. Nur wenn ein Grenzlansd die Große seiner Aufgabe-n
sehen lernt, kann in ihm die stolze UeberzeugungAllgemeingut
werden: Jm Grenzlaiid leben,·ist kein Unigluckz
sondern ein Vorzug des-Schicksals
« Zweite-n s. Ebenso aber gehort Sachsenzur Dstfront
kraft geschichtlichenRechtes-. Sachsen teilt mit dem gesamten
deutschen Osten das diese-n Raum gestaltende-Grunderlebnis:
die ostdeutsche Kolonsisat"«ion, oder wie es besser

heißen müßte, dsie Wiederbesiedliung des«oft-gek-
m a n i s ch e n R a u m e s. Wir erkennenheute in dieser Wan-

derbewegung eine der gewaltigstendeutschenLeistungen.Und
es wird die Aufgabe unserer und kunstisger Generationen e-i-n,-

sichreUnvergänglichkeitzu beweisen·Alle Großtaten deut cher
Geschichte waren-das gemeinsame Werk allerdeut-

sschen Stämme und Stande. Die große deutscheOst-
bervegusng des Mittelalters wurde von allen gemeinsam getra-

eii: Ritter und Mönch, Städter und Bauer; Thüringer«
ranke, Bayer und Schwabe, Niedersachse und holländer, alle

wirkte-n zusammen. So auch in Sachsen. —

Freilich weisen die deutschen Dsträume nach der Art der

ständischenGliederung mancherlei Verschiedenheit auf, nicht
minder auch nach der Art der sie kolonisierenden Stämme.
Während beispielsweise in Westpreußen das niederdeutsche
Element vorherrscht, die Baiserische Ostmark nur bayerische
Siedler ausnahm, setzten sich in Sachsen die deutschen Stamme
-,,«inGemeiiglage« fest: Thüringer neben Franken, dazwischen
Nieder- und Oberdeutsche; so lebt in den Obersachsen von heute
das Bluterbe vieler deutscher Stäkmme.·Und nochetwas wirkte

gliedernd auf den ostdeutschen Mensschenschlag:die Auseanandere
ietzuna mit den fremden, den sslawiischenElementen.

« »

Slawische K.ampfsliteratur redet von ,,Au·s«rot.tungslawik
scher Bevölkerung« und von »Zerstb’runigslaswischerKulturen .

Tatsächlich war die deutsche Ostbewegunsg d e r S i e g e sz u g

deutsche-r Ueberlegenheit in Wirtschaft und
Recht, in Gesinnung und Arbeitswilslen, in

-l;andwerklichem·und sgeiftigem Können. Eine un-

voreingensonimene Geschichtsschreibungwird sogar feststellen
müssen, daß die freiwillig-e Unterweisung der Slawen aus-

schlaggebender gewesen ist als ihr-e kampferisscheBezwingung
Wenn dieser Satz für die nördlichen Ostgebiete erst vom Ende
des 13. Jahrhunderts an gilt, isn Sachsen ist die Ein-
ordnung der slawischen Gebieteslinkselbisch
seitdem 10., rechtselbi7ch seit dem 11. Jahrhun-

dert nicht mehr in Frage gestieliltworden Die
«

sogenannte ,,wendische Frage« ist ein Kunstpirodukt, erzeugt im
kagllsdgsenen Jahrhundert von einer kleinen Gruppe Lausitzer
Jntellektueller ("Schm«a«ler).Nicht a uf g elöst haben unsere
Vorfahren im Osten, iso nd e rn e r f ü l l t.

,
»Du magst einen

Gott bekennen, welchen du willst, unser Gott bist Du«, sollen
silawischeFürstenzuiheinrich dein Löwe-n gesagt ach-en. Wie
eine göttlich-eKraft wirkten sdise Segnunsgien des eutschtums
auf das armselige slaswischeLand-.

Es wäre falsch, sich die deutsche Ostbeswegung wie das

überlegte abschnittsweisse Vor-gehen im modernen Stelluingskrieg
vorzustellen. Der Ostraum war im Mittelalter noch offene·
Weite, die nichtideutsche Bevölkerung spärlich
un d ze r st re u t , verteilt auf Bädesn,die das primitive Acker-
gerät gerade noch in Kultur nehmen konnte. Die deutschen
Siedler umgsingen meist die geschlossenen lawsis en Gebiete
oder machten auf ihnen nur vorübergehend lt. ann konnte
es vorkommen, daß die zu schwache deutsche Neusiedlung vom

Slawentuim unter-ging Es ist eine gr undlegende, für
den gesamten deutsche-n Ostraum zu bselegende
Tatsache, daß dem Eindeutschungsoor ang
gleichlief oder nachsgeschaltet war der or-

g a n g d e r E n td e u t s ch u n g. Das ist ein-e Erscheinung, die
in den slawisschsenGeschichtsdarstellungen verschwiegen wird.

Erst im Zuge der Qstkolonisation kam das Deutschtum zum
Bewußtsein seiner selbst. Wie die Kol.onis«at-iondie Stammes-
sonderung zerbricht und damit schon vor Jahrhundert-en hin-
wies auf ein-e über den Stämmen stehende Einheit, so schufdas
östlicheNeuland die deutsche Schriftsprache, ansatzs
hasft im deutsche-nOhrd e n s la n d , endgültig unid unverlsiers
bar im bähmisch-obersächssischen Raum. Wie im
kolonialen deutsche-n Norden und Osten die französischeGotik

ihre kraftvolle deutsche Lösung in den Backsteindomen fand, so
brachten die Na«umburg-er,«die Meißener, iWechiselsburgerund
Freiberger Kunstwerke die großartigste Selsbstsgestialtungdes
deutschen Mensche-n. Diese Neuschöpfusnsgensind vielleicht das
Kostbarste, was das Ostland dem Mutterlande geschenkt hat.
An ihnen hat Sachsen den stolzesten Anteil.

Drittens. Der koloniale Raum gestaltete nicht nur

die völkiischeZusammensetzung der sächsischenBevölkerung, son-
dern auch ihre seelische Artunsg Die mittelalterliche
Ostbewegung zeitigte eine Auslese größten
Stil s. Die Weicheren, Gebundeneren,.Gefühls-belastetenund
Satten blieben zurück. Ins ungesicherte Neulaind zogen die
härteren, die Unbesrhwerten, die Nücht-ernien,die Wagen-den

und SpasnnskräftisgenDieser Menschen-schlag wurde von ganz
Deutschlandfür den gesamten Ostrausm aus-gelesen, unid darum
finden wir seine Eharakterzüge auch im ganzen Ostland Man
hat den Obersachsen gekennzeichnet als ispannkräftig rührig,-
verstandesscharf und nüchtern. Das alles sindE i g en s ch-a f-
ten kolonialen Menschentums. Dem Obersachsen
fehlt dsie wuchesrndePhantasie; er ist sachlich, unpathetisch, je-
dem Gefühlsüberschwasngabgeneigt. Nicht besschaulicher oder
oerklärender humor, sondern Witz, Spott, Jronie unid frei-lich
gar oft ein leidiger Kritizismiis in dieser gefühlsdünnsenTem-:
»peratur. Aigfallendist ein hanig zur Lehrhaftiigkeit und zum
rationalen egreifen. Fern lsiegt ihm die grüblerische Ver-
sunkenheit, hell, klar, bewußt und vorsätzlichist sei-n Leben und

SchaffenAlles unsentimenstale und harte Züge, über die nur

gewi e lippenfaule und darum vom Nischtsachsen als weich
empfundeneobersächsischeMundarten hinwegtäuschenl -Gibt
man schon zu, daß auch im Obersachsen ein gutes Stück Ost-.
märkertum steckt, so wird diese Erkenntnis nicht da.durch«wi-der-
legt, daß man gewisse slawische Eharakterzügeentdeckt,denn
die stecken irgendwie, bald stärker, bald schwächer,in jedem
Ostmärker.Man könnte hierzu rechnen das erstaunliche An-.

passungsoermögenund das mitunter nicht allzu stark ent-.
wickelt-e PersönlichkeitsbewußtsesinB e m ü h e n w i r u n s ,

statt des binnendeutschen Obersachsen den

obersächsischen Ostmärker zu sehen, der er jahr-
hundertelang warl Eine nicht unwichtige Stellung an der

geistigen Ostfront ist damit ausgebaut: man wir-d den Ost-
märker ernster nehmen als den vermeintlichen Binnenländer.

(Fortsetzung folgt.)

Vuchbesprechungen
Polen. Volk, Staat, Kultur,- Politik und Wirtschaft.

Von J o h a n n e s A h l e r s. Deutscher Verlag für Politik
.-und Wirtschaft toormals Zentralverlag G. m. b· h.), Berlin,

.
1935. 207 Seiten. 30 Karten und statistische Schaubilder,
".·,,16Kunstdrucktafeln.Preis halbleinen END-, Die·

nüchterne Sachlichkeit dieses Polenbuches von A lers, dem
Warschauer Vertreter des ,,Eil.dien«st«und der· « attowitzer
Zeitung«, ist nach manchen weniger gelungenen Er eu :
Rissen der dKutschen Polenliteratur der Jahre n194-.).-)

gerader eine Erholung," Ahlers schreibtweder fur noch

'



gegem sondern über Polen. Er erkennt Leistungen an, wo

sie vorhanden sind, und deckt Schwächen auf, wo sie sich
nicht leugnen lassen.
bringen, wo sie zur Beleuchtung des Tatbestandes unerläß-
lich erscheint.
Land und Leute, der Staat, die Wirtschaft. Daß ein Buch,
das es sich zum Ziel gesetzt hat, den Gesamtkomplex des

polnischen Lebens zu umreißen, im Einzelnen manche
Mängel aufweist, ist verständlich- Asber man muß zugeben,
daß diese Mängel nur Einzelheiten betreffen, und daß das

Buch als Ganzes einer kritischen Betrachtung durchaus
standhält. Die Danziger Frage hätte eine ihrer Bedeutung
entsprechende ausführlichere Behandlung vertragen. Das

kaschubische Volkstum wird nicht erwähnt. Auch die wasser-
polnische Eigenart Oberschlesiens wird übergangen. Die

Entstehung des polnischen Bürgertums ist in den einzelnen
Landesteilen wohl verschiedenartiger vor sich gegangen, als

Ahlers sie darstellt. Von der Genfer Oberschlessienkonvention
sist nicht die Rede. Die Bemerkungen über die Deutschen in

Polen und ihr Organisationswesen sind zu dürftig und wohl
auch etwas einseitig. Bei einer ganzen Reihe von Wirt-
schaftszahlen wären erläuternde oder kritische Bemerkungen
am Platze gewesen usw. Aber dasv sind, wie gesagt, Mängel
in Einzelheiten, die den Wert des Ganzen nicht wesentlich
beeinträchtigen können. Für alle Gebiete des polnischen
Lebens (außer demjenigen des rein.kulturellen) biet-et das

Buch von Ahlers eine umfassende Darstellung, und die

Urteile, die er fällt,«mit denen er übrigens vorsichtig und

sparsam umgeht, sind durchaus beachtlich. Besonders er-

freulich ist es, daß er (ivohl zum ersten Mal von deutscher
Seite) eine zusammensassende Darstellung der politischen
Entwicklung Polens bis zur Gegenwart gibt. Diese Dar-

stellung, die nahezu die hälfte des Buches einnimmt, be-

ginnt, nach einleitenden Bemerkungen über das 19. Jahr-
hundert, mit der Revolution von 1905 und findet mit dem

Tode des Marschalls ihren gleichsam natürlichen Abschluß.
Trotzdem Ahlers eine Unmenge von Einzeltatsachen bringt,
ermüdet er den Leser nicht. Denn die Tatsachen, die er

anführt, sind nsicht bloßer Selbstziveck des Busche, sondern
sie dienen dazu, die Entwicklungsrichtung des polnischen
Lebens und die an diesem wirksamen Kräfte in Erscheinung
treten zu lassen. Jn dieser hinsicht läßt sich aus seiner
Arbeit viel Nützliches entnehmen. Das Buch ist als eine der

brauchbarsten Erscheinungen der neueren deutschen Polen-
literatur zu begrüßen. Di-. ic.

, Ievölkerungserilwicklung im Drilken Reich. Tatsachen
und Kritik. Von Friedrich Burgdärffer. Kurt Vo-

winkel-Verlag, G. m. b. h» Berlin-Heidelberg, 1935,
84 Seiten. Der bekannte Berlin-er Bevölkserusnsgsstatistikser
iuntersucht hier im Anschluß san sei-n grundlegendes
Werk »Volk ohne Jugend« die Bevölkerungsentwicklung,die

Deutschland in den beiden ersten Jahren der nationalsoziali-
-stischen herrschaft durchgemacht hat. Völker können ewig
sieben, wenn sie nur w ollen , wenn sie den Willen zum
Kind nicht verlieren. Diesen Willen hat dasdeutsche Volk in

den letzten-drei Jahr-zehnten zusehends und im letzten Jahr-

Männche-
Silberne Hochzeit: Gendar-

merie- Hauptmann i. R. Eniil
.Milde nnd Frau Clara, geb.
Hecke, jetzt in Vreslan 23, Kant-

«straße 13, früher in Granowo,
Kreis Gräb, nnd Konkeleivo Han-
»land,Kr. Nentomischel, am 4. 10.

Gestorben: Bürgermeister a. D.
Einil Iahnke, in Eottbns bei

seinem Schwiegersohn, Apotheken-
besitzer Schliepe, 82 J. (gebiirti-
ger Ostinärker, ivar 45 Jahre im

Amt, davon allein 34 Jahre als

Bürgermeister der Stadt Kostb-
min). -— Franziska Herold,
geb. Feile Ehefrau des Landes- Name-

Kritik, sagt er, wolle er nur dort vor-,

Das Buch ist in drei Hauptteile gegliedert:·

Ausschneiden!

zehnt in er-schrerkendein-ss.Maßeverloren. Das deutsche Volk
hat -aufgehort,ein wachsendes Volk zu sein; es hat nicht mehr
so viele Kinder, wie notwendig sind, um seinen Bestand zu

erhalten. Dreißig Jahr-e Gesburtenrürkgangkönnen im Leben
eines Volkes nicht einfach ungeschehen gemacht werden. Die
Frage ist nur, ob es sich hierbei um eine Dauererscheinung
handelt, oder ob das deutsch-e Volk die Periode des biologi-
schen Selbstmordes,san der Hellas und Rom und andere
Kulturvolker gescheitert sind, überwindet. Jn den beiden

ersten Jahren der« nationalsozialistischen Regierung hat
Deutschl-and,wie Burgdärffer im einzelnen darlegt, hinsicht-
lich der verhältnismäßigen S te i g e r u n g seiner Ehe-
schließungen und Geburten bisher niemals erreichte Rekorde

aufgestellt. Die Zahl der Eheschließungen und Geburten ist
von 1933 auf 1934 um etwa 24 v. h. bzw. 23 v. h. gestiegen-
So gewaltig diese Steigerung auch ist, —- die Zahl der Ge-
burten reicht, wie Burgdärffer nachweist, in Anbetracht des

anormalen Altersaufbaus des deutschen Volkes auch heute
noch bei weitem nicht aus, um den Volksbestand zu erhalten«
Das deutsche Volk ist mit einer schweren »F)ypothek des
Todes« belastet: Die überaus stark besetzten Jahrgänge der

Vorkriegszeit rücken allmählich in das Alter auf, in dem sich
die Todesfälle häufen: die ihnen folgenden Jahrgänge der

Kriegs- und Nachkriegszeit aber sind infolge des kam-I
strophalen Geburtenrückgangs schwach besetzt. Es wird also,
auch wenn der im Jahre 1934 erreichte Geburtenstand be-j
hauptet wird, etwa um die fünfziger Jahre eine Periode
eintreten, in der die Todesfälle die Geburtenzahlen über-»
steigen. Die Untersuchungen Burgdärffers beschäftigen sich
mit einem Thema, über dessen Ernst man sich nicht mit der

berechtigten Freude über die außerordentlichen Erfolge hin-H
wegtäuscheii lassen darf, die in den ersten beiden Jahren der

nationalsozialistischen Regierung auf ibevölkerungspolitischeni
Gebiet bereits erzielt worden sind. Am deutschen Volk wird
es sich in den nächsten Generationen erweisen, ob es möglich
ist, daß ein an der Feigheit vor dem Kinde sterbendes Volk

noch die Kraft zur Umkehr besitzt. Wenn es dem National-
sozialismiis gelingt, die zu dieser Umkehr notwendigen seeli-
schen Kräfte im deutschen Volke zu wecken, dann hat er seine

s Sendung in der tiefsten Bedeutung des Wortes erfiillt.- Ur. lcg

Das Baltikuni. Von Ela u s G r i m m. Verlag Grenze
und Ausland, Berlin-Stuttgart 1935. Taschenformat 40 S.
Preis 0,60 »Mir-· — Die kleine Schrift trägt das Wichtigste
üsber die baltischen Staaten Estland und Lettland sowie
Litauen zusammen: Geographische, wirtschaftliche und Be-
völkerungsverhältnisse. Eine besondere Behandlung er-
fahren die Deutschen, ihre geschichtliche Leistung und Ent-
wirklung in Estland unsd Lettland, ihre gegenwärtig-e Lage..
vor allem ihr Bildunsgswesen in diesen bei-den Ländern wie

auch in Litauen. Ein-e Aufzählung der deutschen Organi-
sationen und Einrichtungen ist im Anhang beigefügt. Zwölf
Diagramme und Karten unterstützen den Text. Ein Teil der
statistischen Angaben und einige sonstige Daten sind überholt.
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